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Lehrplan der Volksſchule , ſo findet für dieſe Klaſſen die Er⸗

hebung von Schulgeld nicht ſtatt .

Wegen Befreiung tüchtiger und bedürftiger Schüler der

Höheren Lehranſtalten und der nach dem Lehrplan ſolcher An⸗

ſtalten eingerichteten Bürgerſchulen werden beſondere Beſtim⸗

mungen ergehen .

B. Die Reichsverfaſſung .

1. Verfaſſung des Deutſchen Reichs

vom 11. Auguſt 1919 .

Zweiter Hauptteil :

Grundrechte und Grundpflichten der Deutſchen .

1. Vierter Abſchnitt :

Bildung und Schule .

Nach Art . 10 Ziff . 2 Werf . kann das Reich im Wege der Geſetz⸗

gebung Grundſätze aufſtellen „für das Schulw eſen ausſchließ⸗

lich des Hochſchulweſens “ . Der Feſtlegung ſolcher Grundſätze hat die

Nationalverſammlung ſo große Bedeutung beigelegt , daß ſie die grund⸗

legenden Rechtsſätze über „ Bildung und Schule “ im vierten Ab⸗

ſchnitt der „ Grundrechte und Grundpflichten der Deutſchen “ in der Ver⸗
faſſung ſelbſt verankert hat . Darunter finden ſich einzelne Beſtimmungen ,
welche der Landesgeſetzgebung jede weitere Ausgeſtaltung entziehen und

ſo als unmittelbar geltendes Recht anzuſprechen ſind , ſo

Art . 145 Satz 1, Art . 149 Satz 1, Art . 149 Abſ . 2.

über die Bedeutung und Tragweite der Grundſatzgeſetz⸗

gebung ſpricht ſich ein im Anſchluß an die Perſonalabbauverordnung
von dem Herrn Reichsminiſter der Finanzen im Benehmen mit den

Herrn Reichsminiſtern des Innern und der Juſtiz unterm 31. Mai 1924

an die einzelnen Landesregierungen ergangenes Schreiben wie folgt aus :

„ Unter Grundſätzen ſind allgemeine , leitende Rechtsſätze , Richt⸗

linien zu verſtehen , die der näheren Ausführung und Ausgeſtaltung im

einzelnen , beſonders unter dem Geſichtspunkt ihrer Anpaſſung an die Ver⸗

hältniſſe der einzelnen Länder , ebenſo fähig als bedürftig ſind . Welche

Wirkung die Ausübung der Grundſatzgeſetzgebung hat , iſt aus den Ver⸗

handlungen des Verfaſſungsausſchuſſes der Nationalverſammlung und

der Nationalverſammlung ſelbſt mit Sicherheit nicht zu entnehmen . Im

Schrifttum iſt aber überwiegend die Anſicht vertreten , daß Sinn und

Zweck der Grundſatzgeſetzgebung des Reichs lediglich der iſt , daß das

Reich eine Angelegenheit nicht reſtlos geſetzgeberiſch regeln darf , ſon⸗

dern bei Aufſtellung der Grundſätze der Landesgeſetzgebung einen ange⸗

meſſenen Spielraum zur Berückſichitgung der beſonderen Verhältniſſe und
Bedürfniſfe der Länder offen laſſen muß . Es iſt daher nicht unzuläſſig ,

daß ein Grundſatzgeſetz auch einzelne bereits unmittelbar bindende Rechts⸗

ſätze aufſtellt , deren Wiederholung durch die Landesgeſetzgebung es nicht



20⁴4 Verfaſſungsrechtliche Beſtimmungen .

bedarf . Vorausſetzung iſt , daß das Reichsgeſetz , das nach Art . 10 Werf .

ergeht , als Ganzes betrachtet , den Rahmen einer Grundſatzgeſetzgebung

nicht überſchreitet , d. h. bei Aufſtellung der Grundſätze der Landesgeſetz⸗

gebung noch einen angemeſſenen Spielraum läßt . “

Welche Vorſchriften im einzelnen als unmittelbar geltendes Recht

anzuſehen ſind , darüber hat ſich auch die Reichsregierung bisher nicht

ausgeſprochen . Die Beantwortung dieſer Frage bleibt daher Sache der

Auslegung oder im Einzelfall der richterlichen Entſchei⸗

dung überlaffen . Anhaltspunkte in dieſer Richtung werden vielfach aus

der Faſſung der einzelnen Vorſchriften zu entnehmen ſein , ſo namentlich

aus den vielfach wiederkehrenden Imperativen und Ermächtigungen , wie

„iſt “, „ſind “, „kann “ , die ſich, wie auch das Reichsgericht in einem auf

das GSchG . bezüglichen Urteil vom 3. Juli 1923 hervorgehoben hat ,

nach Wortlaut , Inhalt und Zuſammenhang ausſchließlich an die künf⸗

tige Geſetzgebung der Länder richten . Im Zweifelsfall wird , mangels

einer unbedingten Zuſtändigkeit des Reichs auf dem Gebiet der Schule ,

dahin zu entſcheiden ſein , daß es ſich nicht um aktuelles Recht , ſondern

um die Aufſtellung vereinheitlichender Normen für die

Landesgeſetzgebungen handelt . Dabei iſt nicht ausgeſchloſſen ,

daß die in der Verfaſſung aufgeſtellten Grundſätze im Wege der Reichs⸗
geſetzgebung noch weiter ausgebaut werden , wie dies bezüglich der

Grundſchule ſchon jetzt geſchehen iſt .

Als grundle gende Gedanken wurden bei der Beratung des

Entwurfs über den Abſchnitt Bildung und Schule von dem Bericht⸗

erſtatter ( Abg. Weiß ) bezeichnet : erſtens Verſelbſtändigung und

Verweltlichung , d. i. Verſtaatlichung , unſeres geſamten
nationalen Erziehungsweſens , zweitens organiſcher Aufbau und

Ausbau desſelben , und drittens Regelung des Verhältniſſes von Staat

und Schule zur Kirche in der Weiſe , daß die Mitwirkung

der Kirche beim Religionsunterricht geſichert , daß aber die

Selbſtändigkeit der Schule und insbeſondere die Staatsaufſicht vollſtändig
gewahrt bleibt . “

Artikel 142 .

Die Kunſt , die Wiſſenſchaft und ihre Lehre ſind frei . Der

Staat gewährt ihnen Schutz und nimmt an ihrer Pflege teil .

Artikel 143 .

( 0) Für die Bildung der Jugend iſt durch öffentliche An⸗

ſtalten zu ſorgen . Bei ihrer Einrichtung wirken Reich , Länder

und Gemeinden zuſammen .

( 2) Die Lehrerbildung iſt nach den Grundſätzen , die für die

höhere Bildung allgemein gelten , für das Reich einheitlich zu

regeln .

( 3) Die Lehrer an öffentlichen Schulen haben die Rechte und

Pflichten der Staatsbeamtend

1. Der Artikel ſtellt nur Grundſätze auf ; ſofern und ſoweit die
Ausbildung der Jugend im Intereſſe der Allgemeinheit geboten erſcheint ,
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ſoll der Staat für die hiefür erforderlichen Anſtalten ſorgen . Er hat
die Pflicht , das Bedürfnis zur Erziehung und Ausbildung der herauf⸗
kommenden Generation nach allen Richtungen zu befriedigen und darf die

Befriedigung dieſes Bedürfniſſes nicht ausſchließlich der privaten Tätig⸗
keit überlaſſen . Satz 2 ſchafft für das Reich die Möglichkeit , in gleicher
Weiſe , wie es in den folgenden Artikeln im Weſentlichen für die Schulen
geſchieht , zu deren Beſuch eine geſetzliche Verpflichtung beſteht , auch für
die Einrichtung der übrigen Schularten —Höhere Lehranſtalten ,
Fachſchulen u. a. — beſtimmte Grundſätze aufzuſtellen .

2. Unter Lehrerbildung in Abſ . 2 iſt nur die Bildung der

Lehrer an Volksſchulen , mittleren und höheren Schulen zu verſtehen ,
nicht die Bildung von gewerblichen und anderen Fachlehrern , die

nicht dadurch , daß ſie Unterricht erteilen — z. B. Handwerksmeiſter in
einer Fachſchule — zu Lehrern im Sinne dieſer Beſtimmung werden .

Wohl aber bezieht ſich die Vorſchrift auch auf die Lehrer für das

höhere Lehramt an Fachſchulen .
Die Frage , was die Werf . unter dem Begriff „ höhere Bil⸗

dung “ verſteht , hat eine verſchiedene Beantwortung erfahren . Der

ſ. Zt. im Reichsminiſterium aufgeſtellte Referenten - Entwurf für ein zur
Ordnung der Lehrerbildung beſtimmtes Reichsgeſetz geht in Übereinſtim⸗
mung mit den Anſchauungen der Lehrerorganiſationen davon aus , daß
darunter die nach erfolgreichem Beſuch einer höheren Vollanſtalt
auf einer Hochſchule erworbene Berufsbildung zu verſtehen ſei .
Nach anderer Anſchauung iſt die Hochſchulbildung nicht unbedingtes Er⸗

fordernis ; es genügt vielmehr auch eine an die Abſolvierung einer

neunklaſſigen Höheren Lehranſtalt ſich anſchließende pädagogiſch⸗
methodiſche Ausbildung auf einer hiefür beſonders
eingerichteten Lehranſtalt ( Pädagogiſches Inſtitut ) .

Die Vorſchrift zieht die ganze Regelung der Frage in die Zuſtändig⸗
keit des Reichs , das eine Sonderregelung durch die Länder auszu⸗
ſchließen ſuchte . Daraus erwuchs dem Reich die Verpflichtung , für die
den Ländern aus einer ſolchen Neuordnung ſich ergebenden Mehraufwen⸗
dungen aufzukommen . Die Ausführung des Planes ſcheiterte an den

wirtſchaftlichen Verhältniſſen . Zunächſt erklärte die Reichsregierung
unterm 12. Sept . 1921 , daß das Reich an den durch die Umgeſtaltung
der Lehrerbildung entſtehenden Mehrkoſten ſich nicht beteiligen
könne; dieſer Entſchließung folgte unterm 12. Januar 1923 der weitere

Beſchluß : „ Die Einbringung eines Geſetzentwurfs
über die Lehrerbildung iſt z. Zt . nicht möglich . “ Durch
§ 42 der 3. Steuernotverordnung vom 14. Febr . 1924 wurde
ſodann die Lehrerbildung zuſammen mit den übrigen Fragen des Bil⸗
dungsweſens den Ländern zur ſelbſtändigen Regelung überwieſen .

Eine einheitliche Regelung der Frage iſt hiernach vorerſt nur auf
dem Wege der Verſtändigung der Länder über die einzuhaltenden Richt⸗
linien möglich .

3 . Abſ . 3 enthält die Weiſung an die Länder , den Lehrern
die gleichen Rechte und Pflichten wie den übrigen Staatsbeamten zu ver⸗
leihen . Ein Antrag : „ Die Lehrer an den öffentlichen Schulen ſind
Staatsbeamte “ , wurde von der Mehrheit des Verfaſſungsausſchuſſes ab⸗

gelehnt im Hinblick darauf , 1. daß viele Schulen Gemeindeanſtalten ,
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2. daß viele Lehrer als Gemeindebeamte beſſer geſtellt ſind , denn als

Staatsbeamte und 3. daß das Verhältnis zur Gemeinde zugleich ein

engeres Verhältnis zum Elternhaus bedeutet .

Artikel 144 .

Das geſamte Schulweſen ſteht unter der Aufſicht des Staates ,
er kann die Gemeinden daran beteiligen . Die Schulaufſicht wird

durch hauptamtlich tätige , fachmänniſch vorgebildete Beamte

ausgeübt .

Die Aufſicht des Staates erſtreckt ſich auf das „geſamte “ , ſonach auf

das öffentliche und das private Schulweſen . Die Worte „er kann

die Gemeinden daran beteiligen “ wurden in der zweiten Leſung ein⸗

geſchoben . Der Berichterſtatter begründete dieſe Einſchiebung mit fol⸗

genden Worten : „ Je mehr in den letzten Jahren und Jahrzehnten die

Staatsregierungen aus politſchen Gründen die Abſicht gehabt haben , das

geſamte Schulweſen zu uniformieren und das Selbſtverwaltungsrecht

der Gemeinden zu beſchränken , deſto mehr iſt es notwendig , bei der

kommenden Schulgeſetzgebung darauf hinzuweiſen , daß nur mit Achtung
des Selbſtverwaltungsrechts der Gemeinde auch auf dem Gebiet der

Schule es möglich iſt , ein lebensvolles Schulweſen zu entwickeln . “

Unter Schulaufſicht iſt nur die von der Landesgeſetzgebung feſt⸗

zulegende techniſche Schulaufſicht im eigentlichen und engeren Sinn

zu verſtehen . Die Tätigkeit nicht ſchultechniſch vorgebildeter Beamter

in den Schulaufſichtsbehörden wird dadurch nicht berührt .

Artikel 145 .

Es beſteht allgemeine Schulpflicht . Ihrer Erfüllung dient

grundſätzlich die Volksſchule mit mindeſtens acht Schuljahren

und die anſchließende Fortbildungsſchule bis zum vollendeten

achtzehnten Lebensjahre . Der Unterricht und die Lernmittel in

den Volksſchulen und Fortbildungsſchulen ſind unentgeltlich .

Die Vorſchriften gelten nur für deutſche Reichsangehörige , nicht

auch für Ausländer . Vergl . auch RJWG . § 21. Die Ausdehnung der Be⸗

ſtimmungen über die Schulpflicht auf Reichsausländer durch
Landesgeſetz iſt damit aber nicht ausgeſchloſſen . Die Schulpflicht

umfaßt die Volks⸗ und die Fortbildungsſchule ; dabei iſt die Dauer von

acht Jahren für die Volksſchule — und zwar einheitlich für Knaben und

Mädchen — zwingendes Recht . Einen ſicheren Anhaltspunkt da⸗

für , daß auch die Fortbildungsſchule bis zum vollendeten acht⸗

zehnten Lebensjahre beſucht werden muß , geben die Verhandlungen über

die Verfaſſung nicht . Das achtzehnte Lebensjahr bildet hiernach nur die

äußerſte Grenze , bis zu der die Verpflichtung zum Beſuch der Fortbil⸗

dungsſchule ausgedehnt werden kann .

Abgeſehen von den in Art . 147 Abſ . 2 u. GSchG . §4 geregelten
ällen beſteht für den Beſuch der Volksſchule der Schulzwang .
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Nicht das Gleiche gilt für die Fortbildungsſchule , da das Verbot der

Errichtung von Privatſchulen in Art . 148 auf die Volksſchulen be⸗

ſchränkt iſt .
Der letzte Satz über die Unentgeltlichkeit des Unterrichts

und der Lernmittel ſchafft kein unmittelbar geltendes Recht . Die Unent⸗

geltlichkeit des Unterrichts iſt auch in den Ländern , in denen ſie früher

nicht beſtand , durch die neuen Verfaſſungen faſt überall eingeführt
worden . Zur Durchführung der Vorſchrift über die Lernmittelfreiheit
bedarf es nach Art . 143 noch beſonderer Vorſchriften der Reichsgeſetz⸗

gebung über die Verteilung des erwachſenden Koſtenaufwands zwiſchen
dem Reich , den Ländern und den Gemeinden .

Ein hierauf abzielender Antrag des 30er - Ausſchuſſes an den

Reichstag vom 30. März 1922 wurde abgelehnt . Dagegen wurde ein

weiterer Antrag vom gleichen Tag dahingehend : „ Der Reichstag wolle

beſchließen , die Reichsregierung zu erſuchen , den Ländern Beihilfen zu
gewähren , damit für unbemittelte und kinderreiche Familien Lernmittel
frei oder doch verbilligt beſchafft werden können “ , einſtimmig angenom⸗
men. Infolge hiervon wurde für das Rechnungsjahr 1923 in den Reichs⸗
etat die Summe von 300 Millionen Mark eingeſtellt , der , bis er in der
zweiten Hälfte des Jahres verteilt wurde , faſt wertlos war . Weitere

Maßnahmen zur Durchführung der Vorſchrift hat das Reich ſeither nicht
getroffen .

Von den Ländern haben nur Württemberg und Thüringen geſetzliche
Anordnungen zur Durchführung der Lernmittelfreiheit erlaſſen . Würt⸗

temberg hat durch das Geſetz vom 8. Mai 1920 über die Abänderung
einiger Beſtimmungen des Schulgeſetzes vorgeſchrieben , daß die Schüler
der Volks⸗ und Fortbildungsſchule ſowie gut begabte Kinder unbemit⸗

telter Eltern in der Mittelſchule ( gehobene Volksſchule ) mit den erforder⸗
lichen Lernmitteln zu verſehen ſind . Durch die zum Vollzug des Geſetzes
erlaſſene Verordnung des Miniſteriums des Kirchen - und Schulweſens

vom 1. Dezember 1920 wurde die ſtufenweiſe Durchführung der geſetz⸗
lichen Vorſchriften angeordnet . Die Koſten haben die Gemeinden zu
tragen . Das Thüringiſche Geſetz vom 5. Juli 1922 über die Un⸗

entgeltlichkeit der Lernmittel für die Volks⸗ und Fortbildungsſchulen be⸗

ſchränkt die Lernmittelfreiheit vorerſt auf die Volksſchulen , da der Aus⸗
bau der Fortbildungsſchule noch nicht beendet iſt , und liefert nur die ge⸗

druckten Bücher und zwar nur auf Antrag und nur leihweiſe . Die
Koſten werden nach dem Thüringiſchen Geſetz vom Land und der Ge—

ſamtheit der Gemeinden zu gleichen Teilen getragen .

Artikel 146 .

( ) Das öffentliche Schulweſen iſt organiſch auszugeſtalten .
Auf einer für alle gemeinſamen Grundſchule baut ſich das mitt⸗

lere und höhere Schulweſen auf . Für dieſen Aufbau iſt die

Mannigfaltigkeit der Lebensberufe , für die Aufnahme eines

Kindes in eine beſtimmte Schule ſind ſeine Anlage und Neigung ,

nicht die wirtſchaftliche und geſellſchaftliche Stellung oder das

Religionsbekenntnis ſeiner Eltern maßgebend .
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( 2) Innerhalb der Gemeinden ſind indes auf Antrag von

Erziehungsberechtigten Volksſchulen ihres Bekenntniſſes oder

ihrer Weltanſchauung einzurichten , ſoweit hierdurch ein geordneter

Schulbetrieb , auch im Sinne des Abſ . 1, nicht beeinträchtigt wird .

Der Wille der Erziehungsberechtigten iſt möglichſt zu berückſich⸗

tigen . Das Nähere beſtimmt die Landesgeſetzgebung nach den

Grundſätzen eines Reichsgeſetzes .

( 3) Für den Zugang Minderbemittelter zu den mittleren und

höheren Schulen ſind durch Reich , Länder und Gemeinden öffem⸗

liche Mittel bereitzuſtellen , insbeſondere Erziehungsbeihilfen für

die Eltern von Kindern , die zur Ausbildung auf mittleren und
höheren Schulen für geeignet erachtet werden , bis zur Been⸗

digung der Ausbildung .

1. Abſ . 1 will den Gedanken der Einheitsſchule zum Ausdruck

bringen , vermeidet aber dieſen Ausdruck als einen „vieldeutigen und ganz
unklaren Begriff “ . Die Einheitsſchule ſoll die Möglichkeit bieten , „auf⸗

ſteigende Schulbahnen für jeden Tüchtigen , gleichviel welcher Volksſchicht
er angehört , zu ſchaffen “. Sie ſoll den „ organiſchen Zuſammen⸗

hang des geſamten Schul⸗ und Bildungsweſens “ verkörpern und damit

ein Mittel ſchaffen , „eine innere wirkliche Vergemeinſchaftung des Volkes

herbeizuführen “. An die Stelle des ſeither maßgebend geweſenen „indi⸗

vidualiſtiſchen Bildungsprinzips “ ſoll jetzt das „ ſoziale Prinzip “

treten , das den Berufsgedanken in die Schularbeit hineinſtellt , die all⸗

gemeinen und techniſchen Schulen nicht mehr wie bisher ſtreng ſcheidet,

ſondern beide dem Leben , beſonders dem Staats⸗ und Gemeinſchaftsleben ,
nähert und den Gedanken , Gemeinſchaft und Staatsgeſin⸗

1 zu pflegen , zur Aufgabe unſeres Erziehungsweſens macht “ . ( Aus

Jur ge Pöle
in der Nationalverſammlung )

8 Ausführung die
ätze iſt bis j SchG.

vom 28. April 1920 Sung rundſätze iſt bis jetzt nur das GSchch

3. Die Beſtimmungen in Abſ . 2 ſind das Ergebnis eines Kom⸗

promiſſes zwiſchen den zwei in der Nationalverſammlung ſich ſchroff

gegenüber geſtandenen Weltanſchauungen der Bekenntnisſchule und

5 bekenntnisloſen, rein weltlichen Schule . Eine Vermittelung der bei⸗

den Gegenſätze durch Schaffung eines mittleren Weges ſchien unmöglich
und wurde auch von den beiden , bei der Frage beſonders beteiligten
Parteien — dem Dentrum und der Sozialdemokratie — verworfen . Der

Redner 9 Sozialdemokratie ( Unterſtaatsſekretär Schulz ) äußerte ſich

in 35 Nationalverſammlung bei der zweiten Leſung in Anſchluß an

1155 von . getroffene Feſtſtellung folgendermaßen : „ Dagegen ergab

9
beider Auffaſſungen in der Frage , daß der

ſönlichkeitf
5 geben kann , wenn er aus dem Vollen ſeiner Per⸗

ſtellen und 55 „‚ 0 er ſich ganz auf den Boden ſeiner Weltanſchauung

d61 Und ee 6 geſamten Unterricht mit dem Weſen ſeiner Perſönlich⸗

lich bei 3 berzeugung durchdringen kann . Das iſt aber nicht mög⸗

rers en . bei der gerade dieſes Beſte des Weſens des Leh⸗

nen 5 uswirkung kommen kann , alſo auch nicht bei einem
eligionsunterricht “, ( wie er im Verfaſſungsausſchuß ſeitens
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der Demokratiſchen Partei vorgeſchlagen worden war ) . Eine Verein⸗

barung zwiſchen den beiden ſich ſchroff gegenüberſtehenden Auffaſſungen ,

deren keine eine Mehrheit für ſich hatte , konnte , wie der Reichsminiſter

Pr. David ſich bei der 2. Leſung in d. Nat . ⸗Verf . äußerte , nur in der Weiſe

erzielt werden , „ daß die Vertreter der verſchiedenen Auffaſſungen dar⸗

auf verzichteten , durch zentrale Zwangsgeſetzgebung das

Verhältnis von Schule und Religion einheitlich zu regeln . Die Frage ,

ob konfeſſionelle Geſtaltung oder konfeſſionell⸗gemiſcht oder konfeſſions⸗

los, mußte alſo , wenn nicht von einer zentralen Inſtanz von anderen

Inſtanzen entſchieden werden . Hier hat man ſich nun dahin geeinigt , daß

die mit dem Herzen Nächſtbeteiligten — die Eltern der Schüler —

denentſcheidenden Ausſchlag zu geben hätten . “ Dem Einwurf ,

daß damit der Kampf aus der zentralen Inſtanz in die Gemeinden ver⸗

legt würde , begegnet Dr . David mit der Bemerkung , daß die Materie

auch zwangsweiſe nicht geregelt werden könne , „ ohne daß die ſo verge⸗

waltigten Minderheiten ſich gegen dieſen Angriff in einer Sache , die

ihnen innerlich ſo ans Herz gewachſen , erbitteri zur Wehr ſetzen. “
Abſ. 2 verſchafft den von der Schulform des Abſ . 1 — der Gee⸗

meinſchaftsſchule — abweichenden Schulformen der Bekennt⸗

nisſchule und der Weltan ſchauungsſchule ihr verfaſſungs⸗
mäßiges Recht , ſo zwar , daß dieſe drei Schulformen als gleichwertig zu

gelten haben . Bekenntnisſchulen können für die Angehörigen

aller ſtaatlich anerkannten Religionsgemeinſchaften ( vergl . bezüglich der

in Baden anerkannten Gemeinſchaften die Bmkg . zu § 19 Abſ . 2 Bad⸗

Verf. ) eingerichtet werden . Unter den Weltanſchauungs ſchulen

ſind ſowohl die Schulen von ſtaatlich anerkannten und mit den Rechten

öffentlicher Körperſchaften ausgeſtatteter Vereinigungen zur gemeinſamen

Pflege einer Weltanſchauung ( Verf . Art . 137 Abſ . 7) , als auch die be⸗

kenntnisfreien ( religionsloſen , weltlichen ) Schulen ( Werf .

Art. 149 Abſ . 1) zu verſtehen .

An all dieſen Schulen — mit Ausnahme der bekenntnisfreien

Schulen — iſt nach Art . 149 der Religionsunterricht ordentliches
Lehrfach. Im übrigen iſt die nähere Einrichtung der verſchiedenen Schul⸗
formen Sache der Landesgeſetzgebung nach Maßgabe der vom Reich hier⸗
über aufzuſtellenden Grundſätze .

Die Errichtung ſolcher beſonderen Schulformen ſoll aber nur zuläſſig
ſein, wenn dadurch die Aufrechterhaltung eines geordneten Schulbetriebs
auch im Sinne des Abf . 1 nicht beeinträchtigt wird , d. h. die Schule ſoll

nach ihrem Umfang die geordnete Durchführung des Lehrplanes und

überdies die Beachtung der in Abſ . 1 hervorgehobenen ſozialen Geſichts⸗

punkte gewährleiſten . Damit ſoll aber das Entſtehen kleinerer Schul⸗
ſyſteme auch in größeren Gemeinden nicht ausgeſchloſſen ſein .

Ob und bis zu welchem Umfang kleinere Schulen zuzulaſſen ſind,

wird nicht nach allgemeinen Geſichtspunkten , ſondern nach den Verhält⸗

niſſen der einzelnen Länder und den in ihnen hierüber beſtehen⸗
den grundſätzlichen Auffaffungen zu entſcheiden ſein. Dabei ſind die

ünſche der Erziehungsberechtigten tunlichſt zu berückſichtigen . Iſt die

Durchführung eines geordneten Schulbetriebs geſichert , ſo können neben

die Schuleinrichtung des Abſ . 1 oder an deren Stelle Bekenntnisſchulen ,

Weltanſchauungsſchulen und bekenntnisfreie Schulen treten , ſo daß in
14
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einer Gemeinde alle vier Schularten — bei den Bekenntnisſchulen ge⸗

trennt nach den verſchiedenen Bekenntniſſen — beſtehen . Alle dieſe

Schulen gelten als Gemeindeſchulen .
Wer als „Erziehungsberechtigte “ anzuſehen , wieviel von

ihnen innerhalb der Gemeinden je nach der Einwohnerzahl zur

Stellung eines Antrages notwendig ſind , wieviel Schulen einzurichten

ſind , und in welcher organiſatoriſchen Form , damit dem Willen der Er⸗

ziehungsberechtigten entſprochen wird , ſoll im Zuſammenhang mit den

übrigen zu regelnden Fragen von der Landesgeſetzgebung nach Maßgabe

der zunächſt vom Reich hierüber aufzuſtellenden Grundſätze beſtimmt

werden . Dieſe Grundſätze werden ſich auch damit zu befaſſen haben , ob

und unter welchen Vorausſetzungen die in einzelnen Ländern ( in Baden ,

Heſſen und Naſſau ) beſtehende konfeſſionelle Simultanſchule aufrecht er⸗

halten wird . Gergl . hiezu Art . 174 Satz 2. )

3. Abſ . 3 bringt den Gedanken zum Ausdruck , es ſolle jeder Be⸗

fähigte eine ſeiner Befähigung entſprechende Ausbildung und damit die

Stellung im Staatsweſen erlangen können , in der er ſeine Fähigkeiten

in den Dienſt der Geſamtheit zu ſtellen in der Lage iſt . Inſolange

nähere Ausführungsbeſtimmungen nicht erlaſſen ſind , hat die Beſtim⸗

mung vorläufig nur die Bedeutung eines Grundſatzes .
Vom Reich ſind in den letzten Jahren aufgrund der Bewilligung

im Reichsetat den einzelnen Ländern nach Verhältnis ihrer Einwohner⸗

zahl Mittel zur Gewährung von Erziehungsbeihilfen auch in der Form

von Freiſtellen in öffentlichen und privaten Erziehungsheimen und von

Freiſtellen für tuberkuloſe Kinder im Fridericianum in Davos zur Ver⸗

fügung geſtellt worden . In Baden ſind im Staatsvoranſchlag für

ſolche Beihilfen jeweils entſprechende Beträge vorgeſehen .

Artikel 147 .

( Private Schulen als Erſatz für öffentliche Schulen bedürfen

der Genehmigung des Staates und unterſtehen den Landes⸗

geſetzen . Die Genehmigung iſt zu erteilen , wenn die Privat⸗

ſchulen in ihren Lehrzielen und Einrichtungen , ſowie in der

wiſſenſchaftlichen Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den

öffentlichen Schulen zurückſtehen und eine Sonderung der Schüler

nach den Beſitzverhältniſſen der Eltern nicht gefördert wird . Die

Genehmigung iſt zu verſagen , wenn die wirtſchaftliche und recht⸗

liche Stellung der Lehrkräfte nicht genügend geſichert iſt .

09 Private Volksſchulen ſind nur zuzulaſſen , wenn für

eine Minderheit von Erziehungsberechtigten , deren Willen nach

Artikel 146 Abſ . 2 zu berückſichtigen iſt , eine öffentliche Volks⸗

ſchule ihres Bekenntniſſes oder ihrer Weltanſchauung in der Ge⸗

meinde nicht beſteht oder die Unterrichtsverwaltung ein beſon⸗

deres pädagogiſches Intereſſe anerkennt .

( 3) Private Vorſchulen ſind aufzuheben .

( 4) Für private Schulen , die nicht als Erſatz für öffentliche

Schulen dienen , verbleibt es bei dem geltenden Rechte .
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Art . 147 überweiſt die Regelung des Privatſchulweſens im allge⸗
meinen der Landesgeſetzgebung .

Das Geſetz unterſcheidet dabei zwiſchen Privatſchulen , die einen

Erſatz für oͤffentliche Schulen bilden und ſolchen , bei denen

dies nicht der Fall iſt . Sffentliche Schulen ſind die in Art . 146

Abſ . 1und 145 aufgeführten Schulformen : die Volks⸗
ſchule mit der anſchließenden Fortbildungsſchule , die mitt⸗

leren und die höheren Schulen nach der Ausgeſtaltung , die ſie
in den einzelnen Ländern haben .

Die Zulaſſung von Privatſchulen als Erſatz für dieſe drei Arten
von öffentlichen Schulen durchbricht an ſich die in Art . 146 verlangte
Einheitlichkeit des Unterrichts . Zur möglichſten Wahrung dieſes Grund⸗

ſatzes verlangt daher das Geſetz , daß auch ſolche Privatſchulen der

Allgemeinheit zugänglich ſein müſſen und nicht als beſondere Standes⸗
ſchulen eingerichtet werden dürfen . Die Forderung iſt in den Worten

zum Ausdruck gebracht , daß in ihnen nicht eine „ Sonderung der Schüler
nach den Beſitzverhältniſſen der Eltern gefordert werden “ darf . Ferner
ſtellt das Geſetz bezüglich der inneren Einrichtung ſolcher Schulen zur Be⸗

achtung durch die Landesgeſetzgebung eine Reihe von Grundſätzen auf ,
während für ſonſtige unterrichtliche Veranſtaltungen
nach Abſ . 4 der in den einzelnen Ländern beſtehende Rechtszuſtand auf⸗
recht erhalten werden ſoll . Ob eine Anſtalt einen Erſatz für eine öffent⸗
liche Schule bildet , richtet ſich danach , wie weit die einzelnen
Länder den Kreis des öffentlichen Bildungsweſens
im Rahmen der Art . 146 Abſ . 1und 145 ausdehnen .

Privatſchulen , die einen Erſatz für öffentliche Anſtalten bilden , be⸗

dürfen nach Abſ . 1 der ſtaatlichen Genehmigung . Dabei unter⸗
ſcheidet das Geſetz zwiſchen Bedingungen , bei deren Erfüllung die Ge⸗
nehmigung zu erteilen iſt , und ſolchen , bei deren Fehlen ſie nicht
erteilt werden darf . Das letztere iſt der Fall , „ wenn die wirt⸗

ſchaftliche und rechtliche Stellung der Lehrkräfte nicht genügend ge⸗
ſichert iſt “. Die Beſtimmung ſoll den Lehrern an Privatſchulen Schutz
bieten gegen Ausbeutung durch die Unternehmer der Anſtalten .

Die Bedingungen , bei deren Vorliegen die Genehmigung zu erteilen

iſt, bezwecken , die Erreichung der Lehrziele der öffentlichen Anſtalten
ſicher zu ſtellen und die mißbräuchliche Einrichtung von Privatſchulen
zu verhindern . Sie ſind deshalb für die Länder bindend . Andererſeits
dürfen die Länder aber die von ihnen zu erteilende Genehmigung nicht
an weitere Bedingungen knüpfen . Durch die ihnen auferlegte Ver⸗

pflichtung , die Genehmigung zu erteilen , wenn die bezeichneten Be⸗
dingungen erfüllt ſind , ſoll die Errichtung von Privatſchulen , deren Zu⸗
laſſung einen Teil des Schulkompromiſſes bildet , geſichert und
dem Ermeſſen der einzelnen Länder entzogen werden . Unter „ CEinrich⸗
tungen “ ſind neben den baulichen und geſundheitlichen Maßnahmen
in erſter Reihe die Lehrmittel und Lehrmittelſammlungen zu verſtehen .
ſowie die für den inneren Aufbau der Schule maßgebenden Richtlinien

1 Ea . Hiezu gehören beſonders auch die Vorſchriften des

Die Bedingung , daß die Privatſchule hinſichtlich der Ausbil⸗
dung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen Schulen
zurückſtehen dürfen , zwingt nicht dazu , den Nachweis über die erfolgreich

3
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abgelegte Staatsprüfung für das Lehramt an öffentlichen Schulen zu ver⸗

langen . Die Befähigung zur Unterrichtserteilung in einzelnen Fächern

kann nach dem Ermeſſen der Unterrichtsverwaltung auch in anderer

Weiſe erbracht werden .

Das Geſetz enthält keine Beſtimmung darüber , daß die ſittliche

Würdigkeit des Unternehmers und der Lehrer unbeanſtandet ſein

muß . Daraus kann aber nicht geſchloſſen werden , daß es von dem Ver⸗

langen eines ſolchen Nachweiſes abgeſehen wiſſen will . Denn es handelt

ſich dabei um eine Eigenſchaft , die bei jedem Lehrer , einerlei ob er an

einer öffentlichen oder einer privaten Schule wirkt , ſtillſchweigend vor⸗

ausgeſetzt werden muß ; auch muß aus der grundſätzlichen Einſtellung des

Geſetzes , wonach die Privatſchulen in ihrer ganzen Einrichtung , insbe⸗

ſondere auch in bezug auf das Lehrerperſonal , nicht hinter den öffent⸗

lichen Schulen zurückbleiben ſollen , gefolgert werden , daß dies nicht nur

hinſichtlich der wiſſenſchaftlichen , ſondern auch der ſittlichen Ver⸗

eigenſchaftung der Lehrer der Fall ſein ſoll .

2. Die Errichtung privater Volksſchulen iſt , abgeſehen von der

Erfüllung der Bedingungen des Abſ . 1, weiterhin nur dann zuläſſig ,

wenn in einer Gemeinde eine Minderheit , die eine Volksſchule ihres Be⸗

kenntniſſes oder ihrer Weltanſchauung gegründet wiſſen will , nur in ſo

kleiner Zahl vorhanden iſt , daß ſie nicht Anſpruch auf Schaffung einer

öffentlichen Schule ihres Bekenntniſſes oder ihrer Weltanſchauung er⸗

heben kann und zugebilligt erhält , d. h. ſie iſt auf die Fälle beſchränkt , in

denen der Staat nicht durch eine öffentliche Volksſchule für die Befrie⸗

digung des Unterrichtsbedürfniſſes eines Bekenntniſſes ſorgt .

Eine ſolche Schule bildet einen Erſatz für die öffentliche Volksſchule ,

auf die die Erziehungsberechtigten nach Art . 146 Abſ . 2 Anſpruch hätten ,

wenn ſie in der Gemeinde in entſprechender Zahl vertreten wären . Sie

iſt ſchon nach Abſ . 1 wie die öffentliche Volksſchule einzurichten und die

ſie beſuchenden Kinder erfüllen die Verpflichtungen der Art . 145 und 146

Abſ . 1. Wenn der Unterſtaatsſekretär Schulz bei der zweiten Leſung

der Vorlage in der Nationalverſammlung unter den Verfaſſungsbeſtim⸗

mungen , die auf die privaten Volksſchulen Anwendung zu finden haben ,

auch die in die Art . 145 für den Beſuch der öffentlichen Volksſchule vor⸗

geſchriebene Unentgeltlichkeit des Unterrichts und der

Lernmittel anführt , ſo wird dies nur ſo verſtanden werden können ,

daß auch bei dieſen , geſetzlich einen Erſatz für die Volksſchule bildenden

Privatſchulen in den zum Vollzug des Art . 145 noch zu erlaſſenden An⸗

ordnungen zu beſtimmen ſein wird , in wie weit das Reich , die Länder

und die Gemeinden für die bezeichneten Laſten aufzukommen haben . Der

Wortlaut des Art . 147 bietet für eine weitergehende Auslegung keine zu⸗

reichenden Anhaltspunkte . Insbeſondere iſt es nicht angängig , die Schul⸗

geld⸗ und Lernmittelfreiheit unter den Begriff „Einrichtungen “ in Abſ . 1

einzubeziehen .

Ferner iſt die Errichtung von Privatſchulen für zuläſſig erklärt für

ſog . pädagogiſche Verſuchsſchulen , die in der Regel die

unterſten Schuljahre umfaſſen , ſofern die Unterrichtsverwaltung des betr .

Landes aufgrund ſorgfältiger Prüfung im einzelnen Fall die Überzeu⸗

Kins t . daß es ſich dabei um „ ernſthafte und wertvolle
Erziehungsverſuche “ handelt . Die an den Lehrerbildungsanſtal⸗
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ten eingerichteten Ubungsſchulen können in Rückſicht auf ihre Auf⸗

gabe, der pädagogiſchen Ausbildung der Zöglinge ſolcher Anſtalten zu

dienen, auch als Schulen gelten , die unter die Beſtimmung fallen .

3. Durch die Faſſung des Abſ . 3 ſoll den Privatſchulbeſitzern nach

Maßgabe der landesgeſetzlichen Beſtimmungen Zeit zum Abbau gelaſſen

werden , aus pädagogiſchen wie aus wirtſchaftlichen Gründen .

Die Vorſchriften des Art . 147 enthalten kein aktuelles Recht

und haben daher keine derogatoriſche Kraft gegenüber den beſtehenden

Landesgeſetzen . Sie ſtellen vielmehr nur Grundſätze auf und geben

Weiſungen für die landesgeſetzliche Regelung . Dafür ſpricht vor allem

der Eingang des Art . 147, der ausdrücklich auf die Landesgeſetzgebung

verweiſt , dazu die Imperative „die Genehmigung iſt zu erteilen “, „iſt

zu verſagen“, „private Volksſchulen ſind nur zuzulaſſen “ , „private

Vorſchulen ſind aufzuheben “ . Dabei entſpricht die Faſſung des

Abſ. 1 genau der Faſſung des Abſ . 2 und 3, von denen außer Frage

ſteht , daß ſie kein unmittelbar geltendes Recht bilden , ſondern zu ihrer

Durchführung noch beſonderer reichsgeſetzlicher Vorſchriften bedürfen .

Für Abſ . 2 ergibt ſich dies aus ſeinem Zuſammenhang mit Art . 146 ; für

Abſ. 3 wurde es bei der Beratung des Grundſchulgeſetzes von dem Ver⸗

5 Reichsregierung ausdrücklich anerkannt . Vergl . GSchG . §S 2

mkg. 2.
Dazu kommt , daß es zur Durchführung der Vorſchrift im letzten Satz

des Abſ . 1 über die Sicherung der wirtſchaftlichen und

rechtlichen Stellung der Lehrer an den Privatſchulen zwecks

gleichmäßiger Anwendung dieſer Beſtimmung durch die Länder noch der

Aufſtellung von Grundſätzen durch das Reich bedarf .

Vor allem aber ſpricht für dieſe Auffaſſung der innere Grund ,

daß Art . 147 in ſeinem ganzen Inhalt — auch bezüglich der Beſtim⸗

mungen in Abſ . 1, die in erſter Reihe die Errichtung von privaten Volks⸗

ſchulen im Sinne des Abſ . 2 gegen etwaige anderweite Strömungen in

den Ländern ſicherſtellen ſollen — zuſammen mit Art . 146 Abſ . 2

einen Beſtandteil des Schulkompromiſſes bildet und danach wie

Art . 146 Abſ . 2, um unmittelbar geltendes Recht zu werden ,

noch einer reichsgeſetzlichen Ausführungsvorſchrift
bedarf .

DdDieKommentatoren zur Reichsverfaſſung ſowie der Reichs⸗

ſchulausſchuß vertreten die Anſchauung , daß Art . 147 Abſ . 1 gel⸗

tendes Recht ſei . Der gleichen Auffaſſung ſind auch die größeren

Länder mit Ausnahme von Preußen .
Für Baden iſt die Frage inſofern von untergeordneter Bedeutung ,

als die Regelung , die das Privatſchulweſen für die nach Art . 147 Abſ . 1 in

Betracht kommenden Anſtalten in § 133 SchG . erfahren hat , den Vor⸗

ſchriften des Art . 147 Abſ . 1 genau entſpricht , abgeſehen von dem Er⸗

fordernis der wirtſchaftlichen und rechtlichen Sicherſtellung der Lehrer .
für die bis zur Erlaſſung näheren Vorſchriften durch das Reich nur die

88 622, 627 ff. BGB . beſtimmend ſind .

Artikel 148 .

( 1 ) In allen Schulen iſt ſittliche Bildung , ſtaatsbürgerliche

Geſinnung, perſönliche und berufliche Tüchtigkeit im Geiſte des
deutſchen Volkstums und der Völkerverſöhnung zu erſtreben .
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( 2) Beim Unterricht in öffentlichen Schulen iſt Bedacht zu

nehmen , daß die Empfindungen Andersdenkender nicht verletzt

werden .

(3) Staatsbürgerkunde und Arbeitsunterricht ſind Lehr⸗

fächer der Schulen .

( Jeder Schüler erhält bei Beendigung der Schulpflicht

einen Abdruck der Verfaſſung .

( 5) Das Volksbildungsweſen , einſchließlich der Volkshoch⸗

ſchulen , ſoll von Reich , Ländern und Gemeinden gefördert werden .

Art . 148 bildet eine Ergänzung zu § 146 Abſ . 1, indem er die

den verſchiedenen Schulen gemeinſame Bildungsaufgabe feſtſtellt . Die

urſprünglich neben Staatsbürgerkunde in Abſ . 2 beſonders aufgeführte

Volkswirtſchaftslehre wurde geſtrichen , da ſich ihre Berückſichtigung bei

dem Unterricht in Staatsbürgerkunde und beim Arbeitsunterricht von

ſelbſt ergebe .
Der Begriff des „Arbeitsunterrichts “ iſt wie der der Ein⸗

heitsſchule ſehr vieldeutig . Durch ſeine Einführung in den Unterricht

der Schule ſoll den Schülern vor allem die Bedeutung der Arbeit nicht

nur für den einzelnen Menſchen , ſondern für das ganze Volksleben zum

Bewußtſein gebracht und ſie ſollen durch die Erkenntnis des Werts der

Arbeit zu ihrer Hochſchätzung und zur eigenen Arbeitsfreudigkeit geführt

werden . Er ſoll überdies ein Gegengewicht bilden gegen die bisher in

den höheren Schulen zu einſeitig gepflegte allgemeine Bildung .

Artikel 149 .

e Religionsunterricht iſt ordentliches Lehrfach der

Schulen mit Ausnahme der bekenntnisfreien ( weltlichen ) Schulen .

Seine Erteilung wird im Rahmen der Schulgeſetzgebung geregelt .

Der Religionsunterricht wird in übereinſtimmung mit den Grund⸗

ſätzen der betreffenden Religionsgeſellſchaft unbeſchadet des Auf —

ſichtsrechts des Staates erteilt .

( 2) Die Erteilung religiöſen Unterrichts und die Vornahme

kirchlicher Verrichtungen bleibt der Willenserklärung der Lehrer ,

die Teilnahme an religiöſen Unterrichtsfächern und an kirchlichen

Feiern und Handlungen der Willenserklärung desjenigen über⸗

laſſen , der über die religiöſe Erziehung des Kindes zu beſtim⸗

men hat .

( 3) Die theologiſchen Fakultäten an den Hochſchulen bleiben

erhalten .

1. Ein Antrag , in Abſ . 1 ſtatt „ Schulen “ zu ſetzen „Volksſchulen“
wurde abgelehnt. Die Vorſchrift erſtreckt ſich hiernach , wie die Beſtim⸗

mungen in Art . 148 Abſ . 1 auf alle unter die Vorſchriften der NVerf

Fai e auch ſpäter zu errichtenden öffentlichen , und nach der
Vorſchrift in Art . 147 Abſ . 1 auch auf die einen Erſatz für ſie bildenden
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privaten Schulen mit Ausnahme der bekenntnisfreien . Die Vorſchrift

gilt ſonach auch für die Gemeinſchaftsſchule nach Art . 146 Abſ . 1, da

die Gründung bekenntnisfreier Schulen nur aufgrund der Vorſchrift in

Art. 146 Abſ . 2 und nach Art . 147 Abſ . 2 erfolgen kann . Für alle dieſe

Schulen iſt der Religionsunterricht „ordentliches “ Lehrfach , d. h. er iſt

als Pflichtfach in die Lehrpläne aufzunehmen . Die Lehrer ſind , ſofern

ſie die Befähigung hiezu beſitzen , zur Erteilung des Unterrichts und die

Schüler zur Teilnahme an demſelben verpflichtet , vorbehaltlich der Be⸗

ſtimmung in Abſ . 2.

Satz 2 überträgt die didaktiſche Geſtaltung und die äußere Ordnung

der Unterrichtserteilung , die Einreihung des Religionsunterrichts in den

Lehrplan , den Stundenplan uſw . der Schulgeſetzgebung der einzelnen

Länder .

Durch die Vorſchrift in Satz 3 iſt der konfeſſionelle Religions⸗

unterricht verfaſſungsmäßig feſtgelegt ; dies gilt auch für die

Gemeinſchaftsſchule des Art . 146 Abf . 1. Satzes iſt wie Art . 146 Abſ . 2

das Ergebnis eines Kompromiſſes . Es ſollte damit die Mitwirkung der

Kitche bei Erteilung des Religionsunterrichts gewahrt und andererſeits

die Selbſtändigkeit der Schule und die Staatsaufſicht über dieſelbe nicht

beeinträchtigt werden . Unter den „ Grundſätzen “ einer Religions⸗

geſellſchaft können nur deren Lehre und Satzungen verſtanden werden .

Ob dieſe bei Erteilung des Unterrichts genügend beachtet werden , kann

aber nicht der an ſich religionsloſe Staat , ſondern nur die betreffende

Religionsgemeinſchaft beurteilen , zu deren in Art . 149 verfaſſungs⸗

mäßig verankerten Rechten auch die Beſtimmung des Lehrinhalts und
weiter das Recht gehört , darüber zu wachen , daß ihre Angehörigen nach

dieſer Lehre unterwieſen werden . Die Ausübung dieſes Rechts hat zur

Vorausſetzung , daß die Religionsgemeinſchaften in die Lage verſetzt wer⸗

den, ſich durch ihre Organe den erforderlichen Einblick in die Art der

Unterrichtserteilung zu verſchaffen .

Auftraggeber für die Erteilung des Religionsunterrichts iſt der

Staat nur inſofern , als er die Aufnahme des Religionsunterrichts unter

die verbindlichen Lehrfächer der Schulen anordnet und die von den

Religionsgeſellſchaften hiezu für befähigt erklärten Lehrer mit der Er⸗

teilung dieſes Unterrichts beauftragt . Infolge des ihm zuſtehenden Auf⸗
ſichtsrechts hat der Staat auch darüber zu wachen , daß bei Erteilung
des Religionsunterrichts nicht gegen die von ihm für das ganze Gebiet

des Unterrichts allgemein aufgeſtellten Vorſchriften des Art . 148 Abſ . 1

gefehlt wird . Die ſachliche Prüfung des Religionsunterrichts aber kann

nur durch Organe vorgenommen werden , die von den Religionsgeſell⸗
ſchaften hiefür beſtellt ſind . Es wird Sache des zu erlaſſenden Reichs⸗

ſchulgeſetzes ſein , auch hierüber beſtimmte Grundſätze aufzuſtellen oder

die Regelung des Vollzugs des Abſ . 1 der Landesgeſetzgebung zu über⸗
laſſen .

2. Die Vorſchriften in Abſ . 2 ſind unmittelbar geltendes

Recht , da ſie lediglich die Folgerungen aus den Art . 118 , 135 und 136

der Verfaſſung ziehen . Iſt der Schüler religionsmündig , ſo kann er die

entſprechenden Erklärungen von ſich aus abgeben . Vergl . das Geſ . über

die religiöſe Kindererziehung . Ziff . 3 dieſes Abſchnitts .
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Bei der Auslegung und der Anwendung der Beſtimmungen gehen

die Schulverwaltungen der Länder in der weitaus überwiegenden Zahl

davon aus , daß der Lehrer bezw . der Schüler nicht zu befragen ſei , ob

er Religionsunterricht erteilen bezw . daran teilnehmen wolle , daß es

vielmehr dem Lehrer oder Schüler nur freiſtehe , die ihm angeſonnene

Erteilung des Religionsunterrichts bezw . die erfolgte Einweiſung in den

Unterricht abzulehnen . Dieſe Auffaſſung wurde im Anſchluß an die

Entſchließung des Reichstags vom 16. März 1921 auch von dem Aus⸗

ſchuß des Reichstags zur Beratung des Geſetzentwurfs über die religiöſe

Kindererziehung vertreten mit dem Hinweis darauf , daß bei Annahme

des § 149 kein Zweifel darüber geweſen ſei , „ daß die Teilnahme am Re⸗

ligionsunterricht die Regel ſein ſolle und es zur Durchbrechung dieſer

Regel der Abmeldung vom Religionsunterricht bedürfe . “ Die gleiche

Auffaſſung trat bei der Beratung des GSchG . zu Tage.

3. In Abſ . 3 wurde in der 3. Leſung der Nationalverſammlung die

Faſſung der 2. Leſung „ Die beſtehenden theologiſchen Fakultäten “ dahin

geändert , daß das Wort „beſtehenden “ geſtrichen wurde .

216

Art . 150 .

Die Denkmäler der Kunſt , der Geſchichte und der Natur ge⸗

nießen den Schutz und die Pflege des Staates .

Es iſt Sache des Reiches , die Abwanderung deutſchen Kunſt⸗

beſitzes in das Ausland zu verhüten .

RWO. v. 11. Dez . 1919 über die Ausfuhr von Kunſtwerken und

v. 8. Mai 1920 über den Schutz von Denkmälern und Kunſtwerken .

2. Geſeß .
( Vom 28. April 1820 . )

Die Grundſchulen und Aufhebung der Vorſchulen betr .

( RGBl . 1920 Nr . 99, ABl . Nr . 20. )

Die verfaſſunggebende Deutſche Nationalverſammlung hat
das folgende Geſetz beſchloſſen , das mit Zuſtimmung des Reichs⸗
rats hiermit verkündet wird :

Das Grundſchulgeſetz iſt in ſeinem ganzen Inhalt nur ein Grund⸗

jatz und Richtliniengeſetz für die folgende Landesgeſetzgebung . Schon

in der Begründung zu dem Geſetzentwurf wird bemerkt , es handle ſich

um geſetzliche Feſtlegung in Umriſſen , um den Ländern und Gemeinden

für
die rechtzeitige Einſtellung ihres Schulweſens auf die kommende

Natiehn
die Unterlagen zu geben . Bei der erſten Beratung in der

iee
wurde ſeitens des zuſtändigen Regierungsvertre⸗

900
erklärt , das Geſetz habe , wie die Schulgeſetzgebung des Reichs über⸗

901 10 Grundſätze aufzuſtellen und müſſe es der Landesgeſetz⸗

15 95
ſie im Einzelfall mit dieſen Grundſätzen fertig

zird “. araus folgt aber nicht , daß nicht auch im Grundſchulgeſetz die
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eine oder andere Beſtimmung ſich zu einer unmittelbare Gel⸗

tung beanſpruchenden Vorſchrift verdichten kann .

Das Geſetz iſt in Baden nicht förmlich eingeführt , aber amtlich ver⸗

kündet und tatſächlich in ſeinen einzelnen Beſtimmungen zur Durchfüh⸗

rung gelangt .

§ 1 .

( ) Die Volksſchule iſt in den vier unterſten Jahrgängen als

die für alle gemeinſame Grundſchule , auf der ſich auch das mitt⸗

lere und höhere Schulweſen aufbaut , einzurichten . Die Vorſchrif⸗

ten der Artikel 146 Abſatz 2 und 174 der Verfaſſung des Deutſchen
Reiches gelten auch für die Grundſchule .

( 2) Die Grundſchulklaſſen ( ſtufen ) ſollen unter voller Wah⸗

rung ihrer weſentlichen Aufgabe als Teile der Volksſchule zu⸗

gleich die ausreichende Vorbildung für den unmittelbaren Eintritt
in eine mittlere oder höhere Lehranſtalt gewährleiſten . Auf

Hilfsſchulklaſſen findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung .

( 3) Für beſondere Fälle können die Landeszentralbehörden

zulaſſen , daß noch weitere Jahrgänge einer Volksſchule als Grund⸗

ſchulklaſſen eingerichtet werden .

Re Grundſchule ſoll in ihren Zielen ſo aufgebaut werden , daß

ſich der Oberbau der Volksſchule ſowie die höhere und mittlere Schule

auf ihr aufbauen können . Sie ſoll ſich nicht nach den Zielen der höheren

Schulen richten , ſondern eine Art neuer Volksſchule werden . Die Aus⸗

geſtaltung im einzelnen ſoll der Landesge ſetzgebung überlaſſen
bleiben .

Die Grundſchule iſt eine Abteilung der Volksſchule . Die
auf dieſe bezüglichen geſetzlichen Vorſchriften gelten daher auch für die

Grundſchule , die nach §S 146 als Gemeinſch aftsſchule , Bekennt⸗

nisſchule oder bekenntnisfreie ( weltliche ) Schuhe eingerichtet

werden kann .

Ein Antrag , daß der übergang in die höhere Schule ohne Prü⸗

fung ſtattfinden müſſe , wurde bei der Kommiſſionsberatung abgelehnt .

Das Geſetz ſieht von der Beſtimmung in Abſ . 1, wonach jedes Kind

vor dem Übergang in eine höhere Schule die Grundſchule vier Jahre

lang beſucht haben muß , keine Ausnahme vor . Dies wurde in weiten

Kreiſen als eine ungerechtfertigte Belaſtung für beſonders befähigte Kin⸗

der empfunden , von denen man annehmen könne , daß ſie den Unter⸗

richtsſtoff der Grundſchule ſchon in geringerer Zeit zu bewältigen in der

Lage wären . Es wurde deshalb in einzelnen Ländern der Verſuch ge⸗

macht, die äußerlich aufrecht zu erhaltende Beſtimmung dadurch auszu⸗

höhlen , daß man für ſolche Kinder ein Überſpringen des zweiten Jahr⸗

gangs und damit die Erfüllung der Grundſchulpflicht in 3 Jahren für

zuläſſig erklären wollte .

Dieſen für die Aufrechterhaltung des Geſetzes nicht ungefährlichen
Strömungen hat der Reichstag Rechnung getragen , indem er durch ein
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e der Verkündung in Kraft getretenes Geſetz vom 18. April

1925 beſtimmte :

Der Lehrgang der Grundschule umfaßt vier Jahres -

klassen ( Stufen ) .

Im Einzelfalle können pesonders leistungsfähige Schul -

kinder nach Anhören des Grundschullehrers unter Genehmi -

gung der Schulaufsichtsbehörde schon nach dreijähriger

Grundschulpflicht zur Aufnahme in eine mittlere oder höhere

Schule zugelassen werden .

Hiernach ſind die Länder ermächtigt , für die im Geſetz bezeichneten

Schüler und unter den hiefür feſtgeſetzten Vorausſetzungen eine Abkür⸗

zung der Grundſchulzeit eintreten zu laſſen .

Zum Vollzug dieſer Beſtimmung hat das UM. unterm 4. Januar

1926 — ABl . Nr . 2 S. 7 —folgende mit den übrigen Ländern verein⸗

barte Richtlinien bekannt gegeben .

Aufnahme von Schulkindern in die Höheren Schulen .

In die Schulbehörden der Höheren Schulen und der

Volksschulen .

I. Zur Aufnahme von Schulkindern in die unterste Klasse

der Höheren Schulen werden zugelassen :

1. Schulkinder nach vieriähriger Grundschulpflicht ,

2. im Einzelfall besonders leistungsfähige Schulkinder

nach Anhören des Grundschullehrers unter Genehmigung der

Schulaufsichtsbehörde schon nach dreijähriger Grundschul -

Pflicht .
II . Für die Aufnahme von Schulindern nach I Ziffer 2

gelten folgende , mit den übrigen Ländern vereinbarte

Richtlinien :

1. Das Reichsgesetz , betreffend den Lehrgang der

Grundschule vom 18. April 1925 ( Reichsgesetzblatt 1 Seite 49)

ändert grundsätzlich nichts an der 4jährigen Dauer der

Grundschule , die in S 1 des GSchG . vom 28. April 1920 fest -

gelegt ist . Der Ubergang aus der Grundschule in eine mittlere

oder höhere Schule ist demnach im allgemeinen erst nach

Ablauf der 4jährigen Grundschulpflichtzeit gestattet .

2. Zweck und Ziel des Gesetzes vom 18. April 1925 ist

vielmehr zu verhindern , daß die Vorschrift des S 1 des

Grundschulgesetzes vom 28. April 1920 ein pädagogisch nicht

zu verantwortendes Hemmnis für die im Einzelfall zu be -

rücksichtigenden besonders leistungsfähigen Schüler und

Schülerinnen bildet .

3. Der Ausdruck „ im Einzelfall “ bedeutet , daß jeder ein -

zelne Antrag auf vorzeitige Aufnahme in eine mittlere oder

höhere Schule von der Schulaufsichtsbehörde unter dem Ge -

sichtspunkt geprüft werden muß , ob die im Gesetz ausge -

sprochenen Voraussetzungen zutreffen . Es ist nicht zulässig .
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in der Grundschule oder von der Grundschule aus Einrich -
tungen zu treffen , die den Zweck haben , einen Teil der
Schüler der Grundschule über das Ziel ihrer Klasse hinaus
auf einen vorzeitigen Ubergang in eine mittlere oder höhere
Schule vorzubereiten .

4. Unter den „ besonders leistungsfähigen Kindern “ sind
solche Schüler und Schülerinnen zu verstehen , deren geistige
und körperliche Veranlagung und deren Schulleistungen be -

stimmt erwarten lassen , daß sie über das Ziel ihrer Klasse

hinaus ohne Uberspannung ihrer Kräfte im Unterricht der

nächsthöheren Alters - und Klassenstufe auf die Dauer mit

guten Schülern , die den ordentlichen Bildungsausgang durch -

laufen haben , Schritt halten können .

5. Die besondere Leistungsfähigkeit eines Kindes wird

festgestellt

a. auf Grund seiner Klassenzeugnisse ;

b. auf Grund eines eingehenden Gutachtens des Grund -

schullehrers :

c. auf Grund eins Gutachtens des Schularztes oder eines

beamtéten Arztes über seine körperliche Eignung

und Leistungsfähigkeit , soweit im Einzelfall ein ärzt -

liches Gutachten überhaupt erforderlich erscheint ;

d. auf Grund des Ergebnisses der Aufnahmeprüfung in

eine mittlere oder höhere Schule .

6. Uber die Anträge der Erziehungsberechtigten auf vor -

zeitige Zulassung eines Kindes zur Aufnahme in eine mitt -

lere oder höhere Schule entscheidet in jedem einzelnen Falle

die Schulaufsichtsbehörde an der Hand der in Nummer 5

erwähnten Unterlagen a bis c.

7. Den Kindern , die die Grundschule besuchen , stehen

diejenigen grundschulpflichtigen Kinder gleich , die eine Pri -

vatschule oder private Vorschulklassen besuchen GCvergleiche

§ 2 Absatz 2 des Grundschulgesetzes vom 28. April 1920,.
Reichsgesetzblatt Seite 851 ) sowie diejenigen , die auf Grund
des § 4 des Grundschulgesetzes vom Grundschulbesuch be -

kreit sind ; bei den letzteren ist das in Nummer 5 % genannte

Gutachten unerläßlich , soweit die Befreiung vom Grundschul -

besuch aus Gesundheitsrücksichten erfolgt ist .

8. Die Bestimmungen über die Dauer der Volksschul -

pflicht werden durch die vorstehenden Richtlinien nicht be⸗-

rührt .

III . Zu diesen Richtlinien ( II ) wird folgendes bemerkt :

1. In dem nach Ziffer 5 b zu erstattenden Gutachten des

Grundschullehrers sind insbesondere über die in Ziftfer 4

bezeichneten Gesichtspunkte Ausführungen zu machen . Wenn
das in Ziffer 5 % geforderte Gutachten nicht vorgelegt wird ,

80 ist dies zu begründen . Es ist anzugeben , in welche

Höhere Schule das Schulkind eintreten soll .
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2 . Schulaufsichtsbehörde im Sinne der Ziffer 6 ist das

Kreis - oder Stadtschulamt , welchem bis zum 8. Februar 1926

auf schriftlichen oder mündlichen Antrag des Erziehungs -

berechtigten die unter Zikter 5 bis c bezeichneten Belege

vom Leiter der Schule oder Schulabteilung , welcher das

Schulkind angehört — bei Privatunterricht vom Privat -

lehrer —, vorzulegen sind . Das Kreis - oder Stadtschulamt

teilt umgehend die Belege der Direktion der Höheren Schule ,

in welche das Schulkind eintreten soll , zur Stellungnahme mit

und erläßt nach deren Rückkunft seine Entscheidung , die

der Direktion und dem Leiter der bisher besuchten Schule

bezw . bei Privatunterricht dem Erziehungsberechtigten mit -

zuteilen ist . Gegen die Entscheidung des Kreis - oder Stadt -

schulamts steht der Direktion und dem Erziehungsberechtig -
ten Beschwerde an das Unterrichtsministerium Zzu.

IV . Die zur Aufnahme zugelassenen Schulkinder haben

sich gleichmäbig einer Prüfung zu unterziehen , in welcher

nachzuweisen ist :

1. Fertigkeit im Lesen der deutschen und lateinischen

Druckschrift .
2. Ubung im orthographischen Schreiben diktierter

deutscher Sätze sowie Fertigkeit im Gebrauch der

lateinischen Schrift .
3. Kenntnis der vier Rechnungsarten mit unbenannten

Jahlen von 1100 000.

Die Aufnahme erfolgt in jedem Falle auf Probe bis

Pfingsten .

Das Geſ . vom 25. April 1925 will beſonders leiſtungsfähigen

Kindern , deren Zurückhaltung in der Grundſchule gewiſſermaßen ein

pädagogiſches Unrecht wäre (Giff . 2 der Richtlinien ) , den Übergang in die

höhere Schule ſchon nach einer nur dreijährigen Ausbildungszeit

ermöglichen. Ausſchlaggebend für die Beurteilung der Leiſtungsfähigkeit

ſollen die Schulleiſtungen ſein . (Ziff . 4 der Richtl . ) Deshalb ſind

beſondere Veranſtaltungen in der Grundſchule zur Vorbereitung auf den

vorzeitigen Übergang in die höhere Schule in Ziff . 4 der Richtl . für

nicht zuläſſig erklärt . Was hier für die Grundſchule beſtimmt iſt ,

muß naturgemäß auch für nicht⸗ſtaatliche Vorſchulen gelten . Es kann aber

auch dem Sinn und der Abſicht des Geſetzes nicht entſprechen , dieſe Vor⸗

bereitung auf dem Wege einer neben dem Beſuch der Grundſchule einher⸗

gehenden privaten Unterwei ſung herbeizuführen . Ein ſolches

Verfahren würde auch nicht in Einklang ſtehen mit der Beſtimmung in

Art. 146 Abſ . 1 Werf . , wonach für die Aufnahme eines Kindes in eine

beſtimmte Schule ſeine Anlage und nicht die wirtſchaftliche und

geſellſchaftliche Stellung ſeiner Eltern maßgebend ſein ſoll . Da

ſich aber eine ſolche private Nachhilfe nicht verhindern und in den meiſten

Fällen nicht einmal feſtſtellen läßt , wird ſich der darin liegenden Um⸗

gehung des Geſ. nur dadurch begegnen laſſen , daß die in Ziff . 4 der Richt⸗

linien vorgeſchriebene Prüfung der Veranlagung und der Schulleiſtungen

eines Schülers nach den dort angegebenen Geſichtspunkten möglichſt genau

und gewiſſenhaft vorgenommen wird . Andererſeits wird bei Schülern ,
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die aus privater Vorbereitung Gorſchulen oder Privatunter⸗

richt) kommen , die Aufnahmeprüfung in die höhere Schule be⸗
ſonders eingehend zu geſtalten ſein .

Dder Zeitpunkt , auf den die Anträge nach Ziff . III 2 dem Kreis⸗

oder Stadtſchulamt vorzulegen ſind , wird , da die Vorſchrift dieſen Zeit⸗

punkt nicht allgemein , ſondern nur für das Jahr 1926 bezeichnet , alljähr⸗

lich von den Kreis⸗ und Schulämtern den ihnen unterſtellten Schulen be⸗

kanntzugeben ſein .
2. Der Ausdruck Grundſchulſtufen bezieht ſich auf Schulen ,

in denen nicht jeder Jahrgang eine eigene Klaſſe bildet , in denen viel⸗

mehr , wie namentlich bei den einklaſſigen ( Ganztags⸗ ) Schulen

mehrere Jahrgänge innerhalb der Klaſſe zu einer beſonderen Abteilung

zuſammengefaßt ſind . Stufen iſt ſonach gleichbedeutend mit Abtei⸗

lungen .
3. Abſ . 3 ſieht eine Erweiterung der vierjährigen Grundſchul⸗

pflicht nicht allgemein , ſondern nur für beſondere Fälle vor , z. B. für
die Einrichtung der Aufbauſchule oder der Oberſchule und

überläßt die Entſcheidung hierüber der oberſten Schulbehörde des ein⸗

zelnen Landes .

0§ 2.

( J Die beſtehenden öffentlichen Vorſchulen und Vorſchul⸗

klaſſen ſind alsbald aufzuheben . Statt der ſofortigen völligen
Aufhebung kann auch ein Abbau in der Weiſe erfolgen , daß vom

Beginne des Schuljahres 1920/21 oder , wo dieſes nicht angängig

iſt , ſpäteſtens vom Beginne des Schuljahres 1921/22 an die

unterſte Klaſſe nicht mehr geführt wird und der geſamte Abbau

ſpäteſtens zu Beginn des Schuljahres 1924/25 abgeſchloſſen ſein

muß .

2 ) Für private Vorſchulen und Vorſchulklaſſen gelten die

gleichen Vorſchriften , doch kann da , wo eine baldige Auflöſung

oder ein baldiger Abbau erhebliche wirtſchaftliche Härten für die

Lehrkräfte oder die Unterhaltungsträger mit ſich bringen würde

oder aus örtlichen Gründen untunlich iſt , die völlige Auflöſung

bis zum Beginne des Schuljahres 1929/30 aufgeſchoben werden .

Wird ein Aufſchub gewährt , iſt dafür zu ſorgen , daß die Ge⸗

ſamtſchülerzahl der Vorſchulklaſſen der Privatſchule den bis⸗

herigen Umfang nicht überſteigt . Ergeben ſich durch die Auf⸗
löfung oder den Abbau erhebliche wirtſchaftliche Härten für die

Lehrkräfte oder die Unterhaltungsträger , ſo iſt aus öffentlichen
Mitteln eine Entſchädigung zu gewähren oder durch ſonſtige

öffentliche Maßnahmen ein Ausgleich zu ſchaffen .

9 ) Als Vorſchulklaſſen im Sinne der Beſtimmungen der Ab⸗

ſätze 1 und 2 gelten ſtets die für Kinder in den erſten drei Schul⸗

pflichtsjahrgängen beſtimmten Klaſſen an mittleren und höheren
Lehranſtalten , ſowie ſelbſtändig beſtehende , zur Vorbereitung für

den Eintritt in eine mittlere oder höhere Lehranſtalt dienende
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Schulklaſſen . Allgemein oder für einzelne Schulgattungen oder

einzelne Schulen kann auch die für einen weiteren Schulpflichts⸗

jahrgang beſtimmte Klaſſe zum Zwecke der Aufhebung für eine

Vorſchulklaſſe im Sinne dieſer Beſtimmung erklärt werden .

1. Abſ . 1 bezieht ſich nur auf die öffentlichen Vorſchulen und

Vorſchulklaſſen . Solche beſtanden in Baden nur an den Höheren Mäd⸗

chenſchulen . Sie ſind bereits aufgrund des § 19 Abſ . 5 der Bad . Verf .

aufgehoben worden .

2. Die Vorſchrift in Abſ . 2 ſtützt ſich auf Art . 147 Abſ . 3 Werf . , der

—wie der Regierungsvertreter bei den Verhandlungen der Nationalver⸗

ſammlung ſich ausgedrückt hat — zur Beſeitigung dieſer Schulen „ auf⸗

gefordert “ hat . Das Geſetz ſchafft hiernach , indem es dieſe Schulen

aufhebt , unmittelbar geltendes Recht .

Den Ländern iſt für die Durchführung der Maßregel zur Ver⸗

meidung wirtſchaftlicher Härten für die Unternehmer und Lehrer ſolcher

Schulen oder von Störungen , die ſich an einzelnen Orten aus deren Auf⸗

hebung für den Betrieb beſtehender öffentlicher Schulen ergeben könnten ,

ein im Geſetz zeitlich beſchränkter Spielraum gegeben , den ſie

nicht überſchreiten dürfen , den einzuhalten aber ihrem Ermeſſen anheim⸗

geſtellt iſt .

Hinſichtlich des Zeitpunktes für die Auflöſung der privaten

Vorſchulen beſteht Meinungsverſchiedenheit darüber , ob die Auflöſung auf

den Beginn des Schuljahres 1929/30 bereits durchgeführt ſein muß oder

mit dem Beginn dieſes Schuljahres vollſtändig durchzuführen iſt , ſo daß

ſie erſt mit dem Ende des Schuljahres 1929/30 eintritt . Die letztere für

die Privatſchulen günſtigere Auffaſſung wird von Preußen und Baden

vertreten .
Der Schlußſatz in Abſ . 2 wurde bei den Kommiſſionsberatungen

beigefügt mit der Begründung , es müſſe in den Landesgeſetzen beſtimmt

werden , wer die Entſchädigung zu leiſten habe . Ein Antrag dahin⸗

gehend , im Falle von Schädigungen Reich , Länder oder Gemeinden er⸗

ſatzpflichtig zu erklären , wurde abgelehnt , desgleichen ein im Plenum

geſtellter Antrag , wonach Entſchädigungsforderungen an den Reichs⸗

fiskus zu richten ſeien , mit dem beſonderen Hinweis darauf , daß es ſich

um eine Grundſatzgeſetzgebung handle und infolge hievon Beſtimmungen
über Einzelheiten , die der Landesgeſetzgebung vorbehalten ſeien , nicht

aufgenommen werden könnten .

Im Zuſammenhang damit wurde von dem Vertreter des Reichs⸗

miniſteriums des Innern die Erklärung abgegeben , daß bei Beratung des

Geſetzentwurfs im Reichsrat die finanzielle Seite der Sache zur Sprache

gebracht und daß dabei eine Reſolution angenommen worden ſei , wonach

ſich ſpäter Reich und Länder wegen der entſtehenden Koſten aus⸗

einander zu ſetzen haben . Dabei dürfte es ſich nach der zwiſchen dem

Reich und den Ländern ſpäter gepflogenen Ausſprache zu ſchließen , in

erſter Reihe um die den Ländern aus der Aufhebung der Vorſchulen

erwachſenden Aufwendungen gehandelt haben .

Die Verhandlungen verliefen bei der wirtſchaftlichen Lage des

Reiches, wie die Verhandlungen über die Durchführungen des Art . 145⁵
RWVerf. über die Lernmittelfreiheit ergebnislos .
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In Baden wurde den Verhältniſſen ſeither in der Weiſe Rechnung
getragen , daß die Lehrkräfte von eingegangenen privaten Vorſchulen , ſo⸗
fern ſie die zum Nachweis der Befähigung zur Unterrichtserteilung an
Volksſchulen ſtaatlich vorgeſchriebenen Prüfungen abgelegt hatten , in den
Volksſchuldienſt übernommen wurden .

§ 38 .

Werden infolge der Aufhebung oder des Abbaues öffent⸗

licher Vorſchulen oder Vorſchulklaſſen hauptamtlich angeſtellte
Lehrer oder Lehrerinnen in ihren bisherigen Stellungen ent⸗

behrlich , ſo können dieſe Lehrer ( Lehrerinnen ) auch gegen ihren
Willen ohne Schädigung in ihren Gehaltsanſprüchen an öffent⸗
liche Volksſchulen oder an mittlere und höhere Lehranſtalten ver⸗

ſetzt werden .

8 4 .8

Privatunterricht für einzelne Kinder oder gemeinſamer
Privatunterricht für Kinder mehrerer Familien , die ſich zu dieſem
Zwecke zuſammenſchließen , darf an Stelle des Beſuchs der Grund⸗

ſchule nur ausnahmsweiſe in beſonderen Fällen zugelaſſen
werden .

Der Privatunterricht ſoll bei dem ſozialen Charakter des Ge⸗
ſetzes nur in Ausnahmefällen , wie ſie in der perſönlichen —

körperlichen oder ſeeliſchen — Eigenart eines Kindes oder in der abge⸗
legenen Wohnſtätte der Eltern oder ſonſt in einem „ſchuliſch beſonders
gelagerten “ Fall gegeben ſein können , nicht aber zum Zweck der Er⸗

richtung beſonderer Standesſchulen zuläſſig ſein . Dabei wurde in der

Nationalverſammlung darauf hingewieſen , daß die Schulverhältniſſe
unter Umſtänden derart ſein könnten , daß die Schüler die normaler
Weiſe durch die Schule zu vermittelnde Bildung nicht erlangen könnten .

Regierungsſeitig wurde betont , daß das Reich nicht be⸗
ſtimmen könne , wie § 4 im Einzelfall anzuwenden ſei ; es könne auch

hier nur Grundſätze aufſtellen und müſſe es den Landesregierungen über⸗

laſſen , daraus die richtigen Schlußfolgerungen zu ziehen .

85 .

Außf den Unterricht und die Erziehung blinder , taubſtummer ,

ſchwerhöriger , ſprachleidender , ſchwachſinniger , krankhaft veran⸗
lagter, ſittlich gefährdeter oder verkrüppelter Kinder , ſowie auf
die dem Unterricht und der Erziehung dieſer Kinder beſtimmten
Anſtalten und Schulen finden die Vorſchriften dieſes Geſetzes
keine Anwendung .

Vergl . Bad . Verf . § 19 Abſ . 5.
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3. Geſeh .
( Vom 15. Juli 1921 . )

Die religiöſe Kindererziehung betr .

( RGBl . S. 939 — BBl . Nr . 3³0

folgende Geſetz beſchloſſen , das mit

hiermit verkündet wird :

81 .

rziehung eines Kindes beſtimmt die freie

Einigung der Eltern , ſoweit ihnen das Recht und die Pflicht zu⸗

Teht , für die Perſon ihres Kindes zu ſorgen . Die Einigung iſt

jederzeit widerruflich und wird durch den Tod eines Ehegatten

gelöſt .

Die religiöſe Erziehung des Kindes beginnt , wie bei den Ausſchuß⸗

beratungen des Geſetzes feſtgeſtellt wurde , von der Geburt an und

nicht erſt von dem Zeitpunkt an, wo das Kind ſchulpflichtig wird .

Die Bezeichnung „fer eie “ Einigung wurde gewählt , um zum Aus⸗

druck zu bringen , daß es ſich um eine ganz freie, unbeeinflußte Willens⸗

übereinſtimmung der Eltern und nicht um einen rechtlich bindenden Ver⸗

trag handle . Zur Einigung bedarf es keiner ausdrücklichen Willens⸗

erklärung ; unter Umſtänden genügt auch das ſtillſchweigende Zugeſtänd⸗

nis des einen Ehegatten zu dem Erziehungsverfahren des anderen .

Die Vorausſetzung , von deren Vorhandenſein die Zuläſſigkeit der

Einigung im Geſetz abhängig gemacht wird , iſt die gemeinſame Ausübuag

der Sorge für die Perſon des Kindes durch Vater und Mutter , wie ſie

in § 1634 BGB . feſtgelegt iſt . Die Beſtimmung iſt nicht anwendbar ,

wenn hierin eine Anderung eintritt , ſei es, daß einem der Ehegatten die

Ausübung dieſes Rechts auf Grund des § 1666 entzogen wird oder daß der

Vater die elterliche Gewalt oder die Mutter ihr Recht nach § 1634 verwirkt

oder wenn die elterliche Gewalt des Vaters aufgrund des 8 1676 Abſ . 15

nicht auch nach 8 1676 Abſ . 2 oder des §S 1677 Abſ . 1 ruht .

Durch die Schlußworte des Paragraphen ſoll die Frage entſchieden

werden , ob der überlebende Ehegatte an die getroffene Verabrednung ge⸗

bunden iſt . Die Frage , ob dieſe Beſtimmung auch für andere Fälle der

Auflöſung der Ehe gilt , iſt inſofern müßig , als in all dieſen Fällen es im

freien Belieben desjenigen Ehegatten , dem die Sorge für die Perſon des

Kindes zuſteht , liegt , ob er die religiöſe Erziehung in der bisherigen

Form fortſetzen oder ändern will .

8 2.

Beſteht eine ſolche Einigung nicht oder nicht mehr , ſo gelten

auch für die religiöſe Erziehung die Vorſchriften des Bürgerlichen

Geſetzbuchs über das Recht und die Pflicht , für die Perſon des

Kindes zu ſorgen .

0 ) Es kann jedoch während beſtehender Ehe von k

teil ohne Zuſtimmung des andern beſtimmt werden ,

Der Reichstag hat das

Zuſtimmung des Reichsrats

über die religiöſe E

einem Eltern⸗

daß das Kind
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mandern als dem zur 1885 der Eheſchließung gemeinſamen

5oder in einem 3
enBekenntnis als bisher erzogen ,

ein Kind vom Relkigtonsht abgemeldet wer⸗

3 Wird die Zuſti ſt erteilt , ſo kann die Vermittlung

oder Er des Sgerichts beantragt werden .

Für die Entſcheidung f it ein Mißbrauch im Sinne

des § 1666 des Bürgerlichen ichs nicht vorliegt , die Zwecke

der Erziel der Er itſcheidung ſind die Ehe⸗

tfalls Verwandte , Verſchwägerte und

Kindes zu hören , wenn es ohne erhebliche Ver⸗
in smäßige Koſten geſchehen kann . Der

en Geſetzbuchs findet entſprechende
ören , wenn es das zehnte Jahr

gatten ,
die Lehrer

ten des Abſ. 1

Einigung nicht oder nicht
Fall , daß nur El t

Eine Anregung , dies a
des Geſetzes im Reic

Nach den Vorſchriften
Recht und die Pflicht , für k

gelten für alle Fälle , in denen eine

age kommt , ſonach auch für den

uneheliche Mutter vorhanden iſt .
chen, wurde bei der Beratung

bei ehelichen Kindern das

5s Kindes zu ſorgen zu:

em Vater der Mutter ,

Rechte nicht tatſächlich oder

8
1, 1677) , mit der Maßgabe ,

daß bei Meinungs edenheiten Meinung des Vaters vorgeht
S 1631, 1634 ) ; iſt einer der Riden Ehegatten an der Ausübung 1

ziehung⸗ rechte tatſächlich ( §8 1685, 1686) oder rechtlich ( §8 1676 Abſ .1
1677) verhindert , ſo ſteht die Ausübi 150 ausſchließlich dem
anderen Ehegatten zu, abgeſehen erwirkung der elterlichen Ge⸗

walt durch den Vater ( § 1680 ) 0 tziehung nach § 1666 , in

3 Fällen ein Vorn Entziehung auf die Sorge
für die Perſon des Kinde ein Pfleger beſtellt wird .

he, wenn die Auflöſung erfolgt :
0 überlebenden Ehe⸗

1684 , 1686 ) ,

enen Ehegatten leben , vor⸗

Vormundſchaftsgerichts , ſofern

Während der Dauerd
ſoweit dieſe an der Ausü

rechtlich verhindert iſ ( 88 1676 ,

0Er

Nach Auflöſung der
durch Tod des einen

gatten , Vater

durch Scheidung , ſiolange
behaltlicich anderweiter Anord
das Intereſſe der Kinder es verla

wenn ein Ehegatte allein für ſchuldig erklärt iſt , dem anderen

Ehegatten ;

wenn beide für ſchuldig
Ohne zeitliche chränkung un

werden bezüglich einer Tochter

lich eines Sohnes , ſolange
er unter 6 Jahre alt iſt , d ealten Sohn dem Vater ( 8 1 ieſe Anordnung erleidet auch

durch die Wiederverheiratung des 506 keine Anderung ( 8 1697 ) .
15

de
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Verwirkt der Vater die — ihm auch bei der Scheidung verbleibende —

elterliche Gewalt , ſo geht dieſe auf die Mutter über ( S 1684 Ziff . 2) , ruht

die elterliche Gewalt des Vaters , ſo kann ihre Ausübung der Mutter auf

ihren Antrag durch das Vormundſchaftsgericht übertragen werden ( § 1685

Abſ . 2) ;
wenn der eine Ehegatte ſtirbt , für alle Kinder dem über⸗

lebenden Ehegatten , auch wenn er allein für ſchuldig erklärt wurde .

Iſt nur die eheliche Gemeinſchaft aufgehoben , ſo gelten

die für die Scheidung beim Leben beider Ehegatten getroffenen Be⸗

ſtimmungen ( 8 1575) .

Iſt die Ehe für nichtig erklärt , ſo gilt , weun beide Eltern

gut gläubig waren , das Gleiche , wie bei der aus beiderſeitigem

Verſchulden ausgeſprochenen Scheidung § 1700 ) . War die Nichtigkeit bei

der Eheſchließung nur dem Vater bekannt , ſo ſteht der gutgläubigen

Mutter die Sorge für die Perſon des Kindes zu, die ſie auch im Falle

der Wiederverheiratung nicht verliert . War die Nichtigkeit bei der Ehe⸗

ſchließung nur der Mutter bekannt , ſo geht die Sorge für die Perſon des

Kindes vom Vater auf ſie über , wenn dieſer ſtirbt oder wenn ſeine elter⸗

liche Gewalt aus einem andern Grund endigt (§C 1702) . War die Nichtig⸗

keit der Ehe bei ihrem Abſchluß beiden Teilen bekannt , ſo gelten die

Kinder als unehelich .

Wenn infolge der Wiederverheiratung des Ehegatten eines für tot

Erklärten die erſte Ehe aufgelöſt iſt ( § 1348 ) , ſo gilt in Anſehung

der Sorge für die Perſon der Kinder das Gleiche , wie wenn die Ehe aus

beiderſeitigem Verſchulden geſchieden iſt .

Durch nachfolgende Ehe legitimierte oder an Kindesſtatt

angenommene Kinder ſtehen den ehelichen gleich ( §8 1719 und

1757 ) bei einem für ehelich erklärten Kind ſteht die Sorge für

die Perſon des Kindes ausſchließlich dem Vater zu.

Sind beide Eltern geſtorben , ſo geht die Sorge für die Perſon

des Kindes und damit auch die Sorge für die religiöſe Erziehung des

Kindes auf den Vormund über , ſofern ſie ihm nicht , weil er nicht dem

Bekenntnis des Mündels angehört , vom Vormundſchaftsgericht entzogen

wird ( §8 1773, 1793, 1800, 1804) , oder den für den Fall der Entziehung

beſonders beſtellten Pfleger ( § 1909) .

Bei unehelichen Kindern ſteht die Sorge für die Erziehung des

Kindes der Mutter zu, nach ihrem Tod dem Vormund .

. ,
Ein Eingreifen des Vorm undſchaftsgerichts iſt in den

Fällen des Abſ . 1 nur nach § 1666 BGB . beim Mißbrauch des Er⸗

ziehungsrechts durch den Vater zuläſſig , z. B. wenn der Vater lediglich

aus äußeren Gründen , aus Mißſtimmung gegen die Mutter des Kindes

oder, wie Marx , das RG . über die religibſe Erziehung des Kindes

Seite 17 anführt , „weil das Kind vom Religionslehrer eine Ohrfeigs er⸗

halten hat “, das Bekenntnis ändern will . Das Einſchreiten des Vor⸗

mundſchaftsgerichts erfolgt von Amtswegen auf Bekanntgeben der betr .

Tatſache und nach vorheriger Feſtſtellung des Sachverhalts .

35 2. Abſ . 2 enthält eine Einſchränkung des Abſ . 1. die im weſentlichen
5 Stärkung der Rechte der Mutter bezweckt . Die Zuſtimmung

kann nur von dem Elternteil ſelbſt und von ihm nur dann erteilt
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werden , wenn ihm die Sorge für die Perſon des Kindes zuſteht . Ge⸗

hörten beide Ehegatten zur Zeit der Eheſchließung nicht dem gleichen
Bekenntnis an , ſo ſpricht bei getauften Kindern die Vermutung da⸗

für, daß ſie in dem Bekenntnis erzogen wurden , in das ſie durch die
Taufe aufgenommen wurden .

die Abmeldung eines Kindes von der Teilnahme am

Religionsunterricht kann aus Gründen erfolgen , die mit der

Bekenntniszugehörigkeit des Kindes in keinem Zuſammenhang ſtehen .
die Abmeldung begründet daher noch nicht das Ausſcheiden des Kindes

aus ſeinem ſeitherigen Bekenntnis . Daraus aber , daß das Geſetz die Ab⸗

meldung eines Kindes von der Teilnahme am Religionsunterricht recht⸗

lich von den gleichen Vorausſetzungen wie die Bekenntnisänderung ab⸗

hängig macht , gibt es zu erkennen , daß es in der Abmeldung eines Kin⸗

des vom Religionsunterricht einen Eingriff in deſſen religiöſe Erziehung

ſieht. In der weitaus größten Zahl der Fälle geſchieht die Abmeldung

tatſächlich auch zu dem Zweck , das Kind der religioſen Einwirkung zu ent⸗

ziehen. Das Vormundſchaftsgericht hat daher die Frage nach der Zu⸗

läſſigkeit der Abmeldung nach denſelben Grundſätzen wie einen Antrag
auf Bekenntnisänderung , vergl . Ziff . 3, zu entſcheiden .

Die Befugnis zur Abmeldung erſtreckt ſich auf den Religionsunter⸗

richt als Pflichtfach der öffentlichen und privaten Schulen jeder Art . Der

Teilnahme am Religionsunterricht iſt gleichzuſtellen die Teilnahme an

kirchlichen Feiern und Handlungen , wozu auch der von den Kirchen ein⸗

gerichtete Erſtkommunion⸗ und Konfirmandenunterricht gehört .

3. Abſ . 3 bezieht ſich nur auf die Fälle des Abſ . 2, während im Falle

des Abſ. 1 dem Vormundſchaftsgericht ein Einſchreiten nur aufgrund des

§ 1666 BGB . zuſteht .

Schon bei der erſten Leſung des Geſetzes wurde von einer Seite der

Antrag geſtellt , es möge , falls eine Einigung unter den Eltern nicht zu⸗
ſtande komme oder wieder aufgehoben werde , die Entſcheidung allgemein
dem Vormundſchaftsrichter zuſtehen . Der Antrag wurde abgelehnt . In

der zweiten Leſung wurde der Antrag von anderer Seite unter Beſchrän⸗

kung auf die Fälle des inzwiſchen angenommenen Abſatzes 2 wiederholt,
aber neuerdings abgelehnt . In der dritten Leſung kehrte der Antrag in

etwas veränderter Form und mit veränderter Begründung wieder und

wurde nunmehr angenommen . Von dem Antragſteller wurde dazu

ausgeführt : Wenn auch der Vormundſchaftsrichter aufgrund des § 1666

BGB . nur beim Vorlegen eines ſubjektiven Verſchuldens des erzie⸗

hungsberechtigten Elternteils einſchreiten könne , ſo müſſe er ſich im Grund

genommen doch zugleich darüber klar ſein , ob dem Erziehungs⸗
weckobjektiv entgegengehandelt werde . Es liege daher die objek⸗
tibe Norm des Erziehungszweckes wenn nicht ſo offen , ſo doch zum min⸗

deſten verſchleiert auch den Entſcheidungen , wie ſie der Vormundſchafts⸗

richter bisher ſchon zu fällen habe , runde . Von dieſem Gedanken

ausgehend wolle der Antrag die gar nicht großen Widerſprüche zwiſchen

den bei der Beratung hervorgetretenen Standpunkten , ob das objektive
Moment des Erziehungszweckes als Norm für ein Eingreifen des Vor⸗

mundſchaftrichters genüge oder ob noch das ſubjektive Moment der Ver⸗
chuldung dazu kommen müſſe , überbrücken . Die Auslegung des Be⸗

griffs „ Erziehungszweck “ ſolle dabei der Praxis und Wiſſenſchaft über⸗

laſſen werden .
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Die Vorſchriften in Abſ . 3 treten in Wirkſamkeit , wenn die Zuſtim⸗

mung des „ anderen “ Elternteils nicht vorliegt , weil dieſer ſie zu erteilen

abgelehnt hat oder weil er aus rechtlichen oder talſächlichen Gründen

ſie zu erteilen außer Stan dliſt . Der Antrag wird in der Regel von

dem Eterke ausgehen , der die Anderung des beſtehenden Bekennt⸗

5 0 45 anderen, nicht aber von einem

n
werden . Er ka auf Vermittlung oder Ent⸗

ſch ei dung oder ichzeitig auf beides gehen . Es iſt nicht ausge⸗

9
80 Daß ein Elternteil , beſonders derjenige , der an der bisherigen

Bekenntniszugehörigteit des Kindes feſthalten will , ein beſonderes Inter⸗

eſſe an einer Vermittlung durch das Vormundſchaftsgericht hat, daß er

aber eine Entſe vermeiden will . Geht der Antrag nur aufVer⸗

mittlung , ſo d ſich der Vormundſchaftsrichter darauf beſchränken

müſſen Er wird übrigens, « uch wenn nur ſeine Entſcheidung angerufen iſt

in allen Fäl nach Lage der Sache ang emeſſen erſcheint, zu⸗
Ole 1

nächſt den einer Vermittlung machen .

ng des Richters darf nur der Erziehungszweck

Ne 8 120 WVerf . iſt es Pflicht der Eltern , die Kinder

blichen , ſeeliſchen und geſellſchaftlichen Tüchtigkeit zu erziehen . Die

keit umfaßt die geiſtige wie auch die religi öſe Aus⸗

der Paͤdagogik , ſieht den Zweck der Erziehung

Anteilnahme „an den die Lebensgemeinſcha
Staat und die Kirche — „ begründenden Gütern “ .

finition bildet die religiöſe Seite einen unentbehr⸗

Für die Entſcheid

maßgebend ſein .
Zut
ſeeliſche 2
bildung
in der H

die Gef
Auch nach
lichen Teil

D Richter wird bei ſeiner Entſcheidung nur dann zu einer

oſt in Abſ. 2 als Norm aufgeſtellten Regel

im önnen , wenn vom erzieheriſchen Standpunkt aus

ſch
viegende Gründe gegen deren Aufrechterhaltung ſprechen . Damit

die lediglich das bürgerliche Leben be⸗

ielle Vorteile , beſſeres Fortkommen , Familientradition

U. dert oſſen . Dagegen wird zu prüfen ſein , ob durch die

natniſſes nicht ein verhängnisvoller Zwieſpalt in das

getragen wird , ob der Ehegatte , der die An⸗

hung beantragt , auch die Gewähr für eine

der ob andererſeits gerade die Sorge , eine Ver⸗

u verhüten , den Anlaß zur Stellung des An⸗

age wird Gegenſtand der Prüfung ſein können ,

Kinder einer Familie nach verſchiedenen Be⸗

es Antrags ergeben würde ,

und den Frieden in der

keinen Umſtänden darf der

die Wertſchätzung der ein⸗

Entſcheidung zugeſtehen.
wurde bei der Beratung

Us ein Grund gegen die Einräumung der Ent⸗

Vormundſchaftsrichter geltend gemacht .

riften des RG. über

1d vor ' rnherein Rückſichten ,

91 900 63
ielleicht als Folge d

en e rung der Erziehung
net wäre . Unter

Anſchauung über

inen Einfluß auf ſeine

her Fall ſein könne ,
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gerte und die Lehrer des Kindes zu hören , wenn es ohne erheb⸗

liche Verzögerung oder unverhältnismäßige Koſten geſchehen kann .

Der § 1847 Abſatz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs findet entſpre⸗

chende Anwendung . Auch iſt das Kind zu hören , wenn es das

zehnte Lebensjahr vollendet hat . Weder der Vormund noch der

Pfleger können eine ſchon erfolgte Beſtimmung über die religiöſe

Erziehung ändern .

1. Die Verweiſung des 8 2 Abſ . 1 auf die Vorſchriften des BGB .

ſchien dem Ausſchuß für die Fälle , in denen dem Kind ein Vormund

oder Pfleger beſtellt iſt , für die Regelung des ſpeziellen Rechts⸗

gebietes der religiöſen Kindererziehung nicht uUnbedenklich , weil ſie dieſen

Perſonen bezüglich der religiöſen Erziehung ein ziemlich unumſchränktes

Recht einräumen würde . Um dieſes Recht allgemein und insbeſondere

auch für die Fälle einer Konkurrenz mit den Befugniſſen der Eltern auf

dieſem Gebiet zu beſchränken , wurden eine Reihe von Anträgen geſtellt ,

die ihren Niederſchlag in den Vorſchriften des 8 3 Abſ . 1 und 2 gefunden

haben .
Für die Beſtimmung in Abſ . 1 „ war der Geſichtspunkt maßgebend ,

daß bei einem Streit zwiſchen Vormund oder Pfleger einerſeits und

Vater oder Mutter andererſeits , welcher Fall eintreten kann , wenn die

Sorge für die Perſon des Kindes dem Vater oder der Mutter neben dem

Vater oder Pfleger zuſteht , das natürliche Recht von Vater oder Mutter

vorgehen müſſe entgegen den Beſtimmungen des BGB. , nach denen

die Entſcheidung in ſolchem Falle bei dem Vormund oder Pfleger liegen

würde §8 1676 , 1698 BGB . “ .

Nur , wenn dem Vater oder de

ziehung auf Grund von 8 1666 BGB .

Regel des BGB . in Kraft bleiben .

Die hier angezogenen 88 1676 und 1698 lauten :

r Mutter das Recht der religiöſen Er⸗

entzogen iſt , ſoll die allgemeine

§S 1676. Die elterliche Gewalt des Vaters ruht , Wwenn er

geschäftsunfähig ist .

Das Gleiche gilt, . wenn der Vater in der Geschäfts -

kähigkeit beschränkt ist oder wenn er nach § 1910 Abs . 1

einen Pfleger für seine Person und sein Vermögen erhalten

hat . Die Sorge kür die Person des Kindes steht ihm neben

dem gesetzlichen Vertreter des Kindes zu. Bei Meinungs -

verschiedenheit zwischen dem Vater und dem gesetzlichen

Vertreter geht die Meinung des gesetzlichen Vertreters vor .

§ 1698 . Wird kür das Kind ein Vormund bestellt , weil

die elterliche Gewalt des Vaters ruht oder verwirkt ist oder

weil die Vertretung des Kindes dem Vater entzogen ist .
oder wird kür die Erziehung des Kindes an Stelle des Vaters

ein Pfleger bestellt , 0 der Mütter Gi8 Sorge für die

Erziehung des Kindes neben dem Vormund oder dem

in gleicher Weis z vie nach 1634 neben dem

ater .

§ 1666 vergl . Sch . Bmkg . 3 zu 8 3.
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Aus dieſen Paragraphen ergeben ſich folgende Fälle :

§1676 . Die Beſtimmung in § 1676 Abſ . 2, wonach der Vater die

Sorge für die Perſon des Kindes neben dem geſetzlichen Vertreter des

Kindes wahrzunehmen hat , iſt in ihrer Anwendbarkeit auf die in § 1676

Abſ. 2 beſonders namhaft gemachten Fälle des Ruhens der väterlichen

Gewalt beſchränkt : Entmündigung des Vaters wegen Geiſtesſchwäche ,

Verſchwendung oder Trunkſucht , und Beſtellung eines Pflegers wegen

körperlicher Gebrechen wie Blindheit , Taubheit , Taubſtummheit . Sie

findet keine Anwendung auf die Fälle , in denen die väterliche

Gewalt ruht aufgrund des § 1676 Abſ . 1 wegen Geſchäftsunfähigkeit
( Entmündigung wegen Geiſteskrankheit ) oder aufgrund des § 1677 eſt⸗

ſtellung durch das Vormundſchaftsgericht , daß der Vater auf längere

Zeit an der Ausübung der elterlichen Gewalt tatſächlich verhindert iſt );

in dieſen beiden Fällen wird die elterliche Gewalt kraft Geſetzes

von der Mutter ausgeübt , ſofern nicht auch bei ihr ein tatſächlicher

oder rechtlicher Hinderungsgrund vorliegt . 1635 Abſ . 1. )

Wenn im Fall des 8S 1676 Abſ . 2 die Mutter mangels eines

geſetzlichen Hinderungsgrundes der „geſetzliche Vertreter “ des Kindes iſt ,

ſo übt ſie ihre Rechte ausſchließlich aufgrund der ihr nach §S 1685 Abſ . 1

geſetzlich zuſtehenden Befugnis aus ; in dieſem Falle erleidet ſonach die

Vorſchrift des §S 1676 Abſ . 2, daß bei einer Meinungsverſchiedenheit zwi⸗

ſchen dem Vater und dem geſetzlichen Vertreter die Meinung des geſetz⸗

lichen Vertreters vorgeht , durch die Vorſchrift in §S 3 Abſ . 1 keine

Anderung .
Die Vorſchrift des § 3 Abſ . 1tritt ſonach im Falle des § 1676 Abſ . 2

nur dann in Wirkſamkeit , wenn die Mutter nicht mehr lebt oder wenn

die elterliche Gewalt auch der Mutter neben der des Vaters ruht , weil

die Mutter geſchäftsunfähig iſt , oder wenn die Mutter wie der Vater

in ihrer Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt , da nur für dieſe Fälle ein

Vorm und beſtellt werden muß . Iſt die Mutter geſtorben oder ge⸗

ſchäftsunfähig , ſo geht nach § 3 Abſ . 2 entgegen der Vorſchrift in §S 1676

Abſ. 2 die Meinuͤng des Vaters der Meinung des Vormundes vor .

Iſt die Mutter wie der Vater in der Geſchäftsfähigkeit be⸗

ſchränkt , ſo ſteht die Sorge für die Perſon des Kindes in dem be⸗

ſchränkten Umfang des §S 1676 Abſ . 2 ſowohl dem Vater wie der

Mutter zu. Ihre übereinſtimmende Meinung geht ſonach der

des Vormundes vor . Beſteht zwiſchen Vater und Mutter keine

Einigung , ſo entſcheidet die Meinung des Baters . Liegt einer der
Fälle des § 2 Abſ . 2 des Geſetzes vor , ſo kann der Ehegatte , der eine

Anderung der religiöſen Erziehung des Kindes herbeiführen will , die

Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts amufen .

Ift die Ehe durch Tod des Vaters aufgelöſt , und iſt die Mutter in

der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt , ſo geht ihre Meinung der des Vor⸗

mundes vor .

1698. Ein Vormund wird während der Dauer der Ehe beſtel

2) Wenn der Vater die elterliche Gewalt nach § 1680 verwirkt

hat, weil er wegen eines an dem Kind verübten Verbrechens oder vor⸗

ſätzlich verübten Vergehens zu Zuchthausſtrafe oder Gefängnisſtrafe von

mindeſtens 6 Monaten verurteilt worden iſt ;
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b) im Fall des Ruhens der elterlichen Gewalt des Vaters nach

8 1676 Abſ . 1 und 8 1677 ( veral . oben zu § 1676 ) , wenn die Mutter nach

§ 1676 Abſ . 2 in ihrer Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt ;

e) wenn dem Vater aufgrund des § 1666 die Vertretung des

Kindes , d. i. die Sorge für die Perſon und das Vermögen des Kindes ent⸗

zogen iſt . Erſtreckt ſich die Entziehung nur auf die Sorge für die Perſon

des Kindes , ſo wird ein Pfleger beſtellt . In all dieſen Fällen geht nach

dem BGB . die Meinung des Vormundes oder Pflegers wie nach 8 1634

die Meinung des Vaters der Meinung der Mutter vor . Dieſe Beſtim⸗

mung erleidet nach S 3 Abſ . 1 eine Anderung dahin , daß die Meinung

der Mutter der Meinung des Vormundes oder Pflegers vorzugehen hat .

2. Nach den Beſtimmungen des BGB . (8S 1773 ) ſteht die Fürſorge

für die Perſon des Kindes und damit das Recht . r deſſen religiöſe Er⸗

ziehung zu entſcheiden (§8 1793 ) , dem vom Vormundſchaftsgericht be⸗

ſtellten Vormund ( Ffleger ) allein zu, vorausgeſetzt , daß ihm dieſes

Recht nicht enzogen iſt , weil er einem anderen Bekenntnis als der Mündel

angehört ( § 1801 ) , wenn

a) beide Eltern eines ehelichen Kindes geſtorben ſind ;

b) wenn ein Elternteil geſtorben iſt und der andere in der Aus⸗

übung der Sorage für die Nerſon des Kindes tatſächlich ( § 1665 ) oder

rechtlich ( §8 1676 Abſ . 1, 1677 , 1680 , 1666 ) gehindert iſt ;

c) wenn beide Elternteile an der Ausſihung der Sorge für die Per⸗

ſon des Kindes tatſächlich oder rechtlich gehindert ſind ;

) wenn die Mütter eines unehelichen Kindes oeſtorben oder an

der Ausübuna der Sorge für die Perſon des Kindes tatſächlich oder recht⸗

lich gehindert iſt

Dieſes Recht des Vormundes erleidet eine Einſchränkung nach zwei

Seiten : einmal ſteht ihm das Recht , das reliciöſe Bekenntnis zu be⸗

ſtimmen , nach dem das Kind erzogen werden ſoll , nur zu, wenn eine

Beſtimmung hierüber nicht ſchon a etroffen iſt oder

wenn weniaſtens kein Nachweis hiefür erbracht werden kann , zum

anderen bedarf er zur Entſcheidung über das religiöſe Bekenntnis eines

Kindes in jedem Fall der Genehmiaung des Vormund⸗

ſchaftsgerichts . Aus der Beſtimmuna . daß der Vormund die ein⸗

mal beſtimmte religiöſe Erziehnmg des Kindes nicht ändern darf folat ,

daß er ſich auch jeder Maßnahme , die eine Schädigung des velioiöſen

Erziehungszweckes bedeuten wiirde . wie dies 3 B die Ahmoldung des

Kindes von der Teilnohme am Roligionsunterricht märe . zu enthalten Hat.

Ein Einſchreiton des Vormündſchaftsgerichts obne Antraa dos Vor

munds iſt im Geſetz nicht voroeſehen . Wohl aher kann das Goricht auf

Anrecung des Gomeindewaiſenrats den Vormund zur Einreichima

entſprechenden Antraas anhalten . Geaenſtand der Entſchoi⸗

duna iſt aber ſtets nur der vom Vormund agoſtellte Antraa . Das Vor⸗

mundſchaftsgericht darf nicht üher den Antraa hinausgeben und ſüher die

Bekenniniszugehöriakeit des Kindes etwa nach einer onderen Richtung ,

entſcheiden . Wohl aher kann es die einmal erlaſſene Verfügunag . wenn

es ſie nachträalich für ungerechtfertiot anfieht . von ſich aus öndern⸗ iſt

r Antrag des Vormunds zurückoewieſen worden , ſo kann die KAnde⸗

ma aher nur auf einen erneuten Antraa des Normundes erfolgen .

§ 18 Abſ. 1. Wegen des einzuhaltenden Verfahrens vergl . Bmkg .

vinos
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zu §S 2 Abf. 3. Dabei bildet die Einvernahme des Kindes , wenn es das
zehnte Lebensjahr vollendet hat , die äßliche Vorausſetzung für die

Entſcheidung . Für dieſe darf der Erziehungszweck maß⸗
hend ſein . Vergl . die Bmkg . u §S 2 Abſ . 3.

gen die, den Antrag des abweiſende Entſcheidung ſteht
gegen ei

ade Entſcheidung Jedem der ein berechtigtes
er Angelegenheit hat , ſonach dem zu⸗
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wiſtern und ſonſtigen
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Geſetz in das öfffentliche Rech übergreifen , wo die Frage der



Verfaſſungsrechtliche Beſtimmungen .

Zugehörigkeit zu einem Bekenntnis durch die landesgeſetzlichen Austritts⸗

beſtimmungen geregelt iſt .

Ein Antrag , das Recht des Kindes auf Selbſtbeſtimmung des Be⸗

kenntniſſes während der Verbüßung einer Freiheitsſtrafe oder während

der Fürſorgeerziehung ruhen zu laſſen , wurde abgelehnt .

§ 6.

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf die Erziehung

der Kinder in einer nicht bekenntsnismäßigen Weltanſchauung

entſprechende Anwendung .

Die Beſtimmung iſt nicht beſchränkt auf Vereinigungen im Sinne

des § 137 Abſ . 6 Werf . Sie ſoll ſich auch auf Weltanſchauungen beziehen ,

zu deren Pflege ſich eine beſondere Vereinigung nicht gebildet hat , z. B.

Weltanſchauung Schopenhauers . Um dies zum Ausdruck zu bringen ,

wurde ein Antrag , am Schluß nach „ Anwendung “ beizufügen „nach

Maßgabe der § 137 Abf . 3 Werf . “ abgelehnt . Die bei der 2. Leſung

demſelben Grund vor Weltanſchauung eingefügten Worte „nicht

wurden in der dritten Leſung durch „nicht bekenntnismäßigen “

erſetzt , weil es, wie vom Antragſteller ausgeführt wurde , auch religiöſe

Weltanſchauungen gebe , die nicht bekenntnismäßig ſind . Die Weltan⸗

ſchauung darf aber jedenfalls nicht gegen die guten Sitten oder beſtehen⸗

den Geſetze verſtoßen . Vergl . EG. z. BGB . Art . 30.

8

Für Streitigkeiten aus dieſem Geſetz iſt das Vormundſchafts⸗
gericht zuſtändig . Ein Einſchreiten von Amtswegen findet dabei

nicht ſtatt , es ſei denn , daß die Vorausſetzungen des § 1666 des

Bürgerlichen Geſetzbuchs vorliegen .

aus
religiöſen “

Durch die Beſtimmung , die für nötig erachtet wurde im Hinblick auf

die Erweiterung des vormundſchaftsgerichtlichen Entſcheidungsrechtes in

§ 2 Abſ . 3, wird die ausſchließliche Zuſtändigkeit der Vormundſchafts⸗

gerichte mit Ausſchluß der Verwaltungsgerichte und der Prozeßgerichte

begründet . Ein Eingriff in das prozeßrechtliche Entſcheidungsrecht bei

Prozeßſtreitigkeiten , bei denen Fragen der religiöſen Kindererziehung als

Inzidentpunkte mit erſcheinen , iſt damit nicht beabſichtigt . Maßgebend

für das Verfahren der Vormundſchaftsgerichte ſind die Vorſchriften des

FG6 . Zuſtändig ſind hiernach für die dem Vormundſchaftsgericht ob⸗

liegenden Verrichtungen die Amtsgerichte ( 88 35, 36, 43) .

§ 8 .

Alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen der
Landesgeſetze ſowie Artikel 134 des Einführungsgeſetzes zum Bür⸗

gerlichen Geſetzbuch werden aufgehoben .

Durch das Geſetz wird abſolut gemeines Recht begründet mit Aus⸗

ſchluß des Landesrechts . Für Baden ſind damit aufgehoben das Geſ .
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vom 9. Oktober 1860 über Ausübung der Erziehungsrechte in bezug
auf die Religion der Kinder , ſowie § 36 der allg . Ausführungsverordnung

zum Bad. RPG . vom 11. Nov . 1899 .

n in Kraft , ſoweit ſie
oſſen ſind . Auf Antrag

wird ein beſtehender

sgerichts aufgehoben .

Staaten , in denen ſolche Ver⸗

bergang in den neuen Rechts⸗
Aufhebung kann , wenn beide

meinſam und nicht von einem

wirkung des Vormundſchafts⸗

Durch die Vorſchrift in §8 9

träge bisher rechtlich zuläſſig waren , e
zuſtand geſchaffen werden .
Eltern am Leben ſind , ni
Elternteil allein geſtellt n.

„ das in der Sache ſelbſtgerichts itrag gebunden iſt , iſt nur eine

formale. Dies wurde im nnt , man war aber der An⸗

ſick
ödſer Erziehungsvertrag dar⸗

̃ daß ein
555

iale'ott,ſtelle , nur wi

Aufhebung
ziehung des
tigen Geſetzes regelt .

gehoben werden ſolle . Die
die Frage der religiöſen E

den Vorſchriften des gegenwär

Inkrafttreten dieſes Geſetzes

öſe Erziehung in einem be⸗

ig waren , ſo kann der Vor⸗

dieſem Bekenntnis erzogen

ng der Genehmigung des5 bedar dieſer
gerichts

„ Das Geſetz tritt am 1. Januar 1922 in Kraft . Der Reichs⸗

präſident iſt jedoch ermächtigt , das Geſetz für ein Land im Ein⸗

bernehmen mit der Landesregierung zu einem früheren Zeit⸗
punkt in Kraft zu ſetzen .
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